T 


Breslauer 


ertelfähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
Sau A f 2 ee Raum einer 


orto 2 Thlr. 11%, Sgr. Inſertionsgebl 
’ fünftbeifigen Zelle in Petit 515 1½ Sgr. 


Nr. 28. Mittag⸗Ausgabe. 


Fünfundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitun 


edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Aafaten Seen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 18. Januar 1864. 


a Telegraphiſche Depeſche. N 

Hamburg, 17. Jan. Nach einer den „Hamburger Nachrichten“ 
zugegangenen officibſen Mittheilung werden die Bundescommiſſäre alle 
auf die Leiſtung des Homogialeides und auf allgemeine Beſchuldigung 
der Unbeliebtheit geſtützten Anträge auf Abſetzung mißliebiger holſteini⸗ 
ſcher Beamten entſchieden zurückweiſen. 

Die Zeitungsnachricht, daß in der letzten Sitzung des Bundestages 
über einen Vorſchlag der Bundescommiſſäre, Blome oder Scheel-Pleſſen 
an die Spitze der holſteiniſchen Regierung zu ſtellen, verhandelt worden 
fei, wird von den „Nachrichten“ aus zuverläſſiger Duelle dementirt. 


Preuſen. 
Landtags: Verhandlungen. 
227. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (18. Jannar.) 
Die Tribünen find dicht beſetzt. — Am Miniſtertiſche die Miniſter von 
Bodelſchwingh, Graf zur Lippe, Graf Itzenplitz, v. Mühler, v. Selchow und 
mehrere Regierungscommiſſare. h 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung N 10% Uhr mit den 
ewoͤhnlichen geſchaftlichen Mittheilungen. — . 9 5 75 v. Bodel⸗ 
beende bringt einen Geſetzentwurf ein, nach welchem auf den Antrag 
Würtembergs und Badens bei der Beſteuerung der Centner getrockneter 
Runkelrüben nicht mehr bleich 5 Ctrn. friſcher Rüben, ſondern gleich 
4% Ctr. gerechnet werden ſoll. — Auf Antrag des Abg. Reichenheim 
wird dieſer Geſetzentwurf keiner Commiſſion überwieſen, ſondern zur Schluß⸗ 
berathung im Hauſe ba der Präſident ernennt den Abg. Michaelis 
zun Referenten, den Abg. Borſche zum Correferenten. 25 
Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Bud etcommiſ⸗ 
ſion wegen Feſtſtellung des Etats pro 1864. Die Anträge der Commiſſion 
werden ohne Discuſſion angenommen, und das Haus tritt in die Debatte 
ein über die Schlußannahme des Geſetzes, betreffend die Feſtſtellung des 
Staatshaushalts⸗Etats für das Jahr 1864. 222 
Abg. Dr, Jacoby: Nachdem der Staatshaushalts⸗Etat in feinen einzel: 
nen Poſitionen durchberathen worden iſt, fragt es ſich nunmehr, ob es ge⸗ 
rathen ſei, demſelhen auch im Ganzen zuzuſtimmen. \ j 
werde ich ihm meine Zuftimmung berfagen, fo lange das gegenwärtige Mi⸗ 
nisterium die Regierung des Staates in den Händen hat. Ich bitte um die 
Erlaubniß, kurz die Gründe darzulegen, welche mich zu dieſem Entſchluſſe 
beſtimmen. Durch ihre Verordnung vom 1. Juni v. J., durch die Wahlbe⸗ 
einfluſſungen, ſowie durch ſonſtige Erlaſſe und Maßnahmen hat die gegen: 
wärtige Staatsregierung die Verfaſſung ſchwer verletzt, hat die Feſtſtellung 
Staatshaushalts⸗Geſetzes durch vorzeitigen Schluß der Seſſion vereitelt, 
hat Jahrelang ein budgetloſes Regiment geführt und hat ſogar Ausgaben 
eleiltet, welche dieſes Haus ausdrücklich verworfen hatte. Dazu kommt, daß 
ei Eröffnung der diesmaligen Seſſion ſeitens der Krone die Erklärung ab⸗ 
gegeben worden, fie werde keinem Staatshaushalts⸗Etat ihre Genehmigun 
ertheilen, der nicht die Armeereorganiſation vollſtändig wahre. Schließli 
bat dieſe Regierung ſich nicht geſcheut, einen Geſetzentwurf einzubringen, 
welcher das verfaſſungsmäßige Budgetrecht der Volksvertretung nicht nur in 
Frage ſtellt, ſondern geradezu vereiteln ſoll. > 
Eine einfache Ablehnung der Mehrkoſten für die Reorganiſation erſcheint 
mir unter den obwaltenden Umſtänden nicht genügend. Wie man im Pri⸗ 
batleben vielmehr einem ungetreuen Verwalter die ertheilte Disposition über 
di: Gelder entzieht, fo dürfen auch einer verfaſſungsbrüchigen Regierung die 
Staatsmittel fernerhin nicht anvertraut werden. Ich verkenne die Gefahr 
einer Budgetablehnung nicht, aber die Verantwortlichkeit für eine ſolche Ge⸗ 
fabt jan auf die Minifter, welche trotz zweier Auflöſungen und Neuwahlen 
8 dennoch weder ihr Syſtem geändert haben, noch von ihren Plätzen 
ewichen ſind. Eine bei weitem größere Gefahr für den Staat als die Ab⸗ 
ehnung mit ſich führen kann, liegt in der Fortdauer des gegenwärtigen Mi⸗ 
niſteriums und feiner unheilvollen, entſittlichenden Einwirkun nach innen 
und außen. Ich fühle mich daher in meinem Gewiſſen e von mei⸗ 
nem verfaſſungsmäßigen Rechte der Ablehnung Gebrauch zu machen um 
einem ſolchen Miniſterium Vorſchub zu leiſten. Wenn die Verfaſſung von 
Seiten der Regierung verletzt iſt, wenn die heiligſten Rechte des Volkes nicht 
mebr reſpectirt werden, jo muß auch zu dem letzten Mittel der Nothwehr ge⸗ 
. Ich werde für die Ablehnung des ganzen Bud: 
immen, 
„Abg. Tweſten: Die Frage, ob das Haus den Staatshaushaltsetat be: 
willigen oder ablehnen ſolle, Hi eine Frage der Politik, und ich meine, wir 
dürfen im vorliegenden Falle den vom Herrn Vorredner empfohlenen Schritt 
nicht thun. Schon in früherer Zeit iſt die Frage erörtert worden, wie ein 
dem Volkswillen hartnäckig widerſtrebendes Miniſterium zu beſeitigen ſei, 
und in den Jahren 1849 bis 1851 hat ſelbſt die conſervative Partei zugege⸗ 
ben, daß das Recht der Steuerbewilligung und Steuerverweigerung der Volks⸗ 
vertretung een zuſtehe. Sie fügte damals nur hinzu, es wäre nicht 
nöthig, von dieſem Rechte Gebrauch zu machen, da die Verfaſſung Mittel an 
die Hand gebe, auch ohne daſſelbe den Willen der Majorität des Volkes 
durchzuſetzen. Damals erklärten conſervative Abgeordnete, „der Verſuch, ohne 
Budget zu regieren, müſſe den Anklagezuſtand nach ſich ziehen“; es ſei eine 
heilige Pflicht der Kammern, das Miniſterium zur Verfaſſungsmäßigkeit zu 
wingen durch Verweigerung der Ausgaben und durch eine Anklage. Man 
ieß Na damals von dem Gedanken leiten, die Krone werde niemals dauernd 
— den wirklichen Volkswillen handeln, und dieſes Vertrauen, meinte man, 
0 te genügen. Aber die Landesvertretung muß von ihrem äußerten Rechte 
Gebrauch machen, ſobald die dafür erforderlichen Vorausſetzungen eintreten, 
wie eben gegenwärtig, da es ih um gewiſſe neue Ausgaben handelt, in 
welchem Falle ſelbſt 9 v. Arnim⸗Boitzenburg die Berweigerung für an⸗ 
n erklärt hat. Alle abzulehnen, betrachte er allerdings als einen 
ißbrauch. Die Verfaſſung ſtellt als unerläßliche Bedingung hin: die Ueber⸗ 
einſtimmung zwiſchen Volk und Regierung, und es wird ie Uebereinſtim⸗ 
gerne. nicht fehlen, ſobald letztere ordnungs- und verfaſſungsmäßig 
geführt wird. 5 
Mittel zwei Jahren iſt dies nun aber nicht der Fall, und es muß jedes 
elner 3 werden, um dem entgegenzuwirken. Wir haben es mit 
Staatsmann um Ae der llt wenn bike pe Seite das echt 
2 bert hen da andere nicht mehr an dieſes Recht gebunden 
(Hör 1 en hört für das Volk, der rechtsbrüchigen Res 
erung Iflicht r, der Gehorſam auf eine rechtliche, eine 
ittliche verworfen eln Als im vorigen Jahre das Herrenhaus das 
ganze Budge icht meh wäre eigentlich eine verfaſſungsmäßige Regie⸗ 
rung überhaupt ni Hub keine Ah geweſen; indeß wußte das andere Haus 
wohl, daß ſein Beſchluß keine ſolche Conſequenzen haben würde. Wenn man 
nun mit Recht ſagen kann, desde Staats⸗Einnahmen und Ausgaben ſeien 
r das Leben des Staate; unbedingt nothwendig, und unter allen Um⸗ 
tändeu zu bewilligen, jo gebe ich dies zwar im Allgemeinen zu, jedoch Durchs 
aus nicht unter dieſer Regierung. Wie nun aber der vorjährige Beſchluß 
des Herrenhauses nichts war, als ein Schlag in die Luft, fo würde es auch 
eute mit einem ſolchen Beſchluſſe ſein. Ein Schritt aber, wie der vom Abg. 
Jacoby angerathene, darf nicht, wie der von dem e ausgegangene, 
ein leerer Schlag in die Luft fein, er muß einen Erfolg haben, den 
nämlich, daß das Volk auch wirklich aufhört, die Steuern zu 
gahlen. (Hört! hört) Weil aber ein Erfolg jetzt von dem Jacoby'ſchen 
ntrag nicht erwartet werden kann, jo bitte ich Sie, auf den Antrag des 
Abg. Jacoby jetzt nicht einzugehen. (Beifall links. 
Abg. v. 5 In meiner bisherigen parlamentariſchen Thä⸗ 
tigkeit bin ich immer der Anſicht geweſen, daß die Regierung die von der 
Landesvertretung beantragten Absetzungen des vorgelegten Etats auch ger 
wiſſenhaft beachte. Bei den diesjährigen Etatsberathungen aber handele es 
Ro nicht darum, ob die eine oder andere Ausgabe wean ſei, ſondern ledig⸗ 
ich um eine Re Ich meine die Abſetzungen, für welche ich mich 
entſcheide, immer ernſthaft, auf der anderen Seite dieſes Hauſes kann die 
leiche Anſicht nicht obwalten, wie der Abg. Tweſten ſelbſt früher 9 5 
It, daß die Abſetzung der Reorganiſationskoſten nicht ernſthaft gemeint 
nne. Weil es ſich aber 


5 : ier um eine Machtfrage handelt, jo werde i 
mich nicht allein für den 1 ac 0 


egierungsetat, ſondern auch gegen die Abſetzun⸗ 


Was mich betrifft, fo‘ 


ein] B 


gen erklären. Ich werde deshalb, falls der von der Regierung vorgelegte 
Etat verworfen wird, 1 no Budget, wie es von der Commiſſion bean⸗ 
tragt iſt, ſtimmen, weil mit demſelben nicht die Regierung und nicht die 
Macht der Krone beftehen kann. Herr Dr, Jacoby wi ſein Etatsrecht dazu 
benutzen, um die geaenmärtige Regierung zu ſtürzen; es wird ſich aljo jetzt 
zeigen müſſen, ob der Dr. Jacobi mit 4 Freunden mehr Macht im 
preußiſchen Staate haben ſoll, oder die Hohenzollern. (Oh! oh! links.) 

Sind die Hohenzollern vor Jahrhunderten mit den Quitzow's 
im Lande fertig geworden, ſo werden ſie nicht minder auch mit den 
Schulze's und Müller 5 der Zukunft fertig werden. (Laute Zeichen der Miß⸗ 
billigung im Hauſe.) Die Nane hat ihr Etatsrecht nicht verfaſſungswi⸗ 
drig gebraucht: fie hat auch nicht als ungetreuer Haushalter regiert. Wenn 
der Abg. Tweſten gegen den Dr. Jacoby nur Klugheitsrückſichten entgegen⸗ 
eſetzt hat, ſo geht daraus wohl hervor, daß er der Anſicht iſt, dieſes Haus 
ki noch nicht in der Lage, den Kampf gegen die Hohenzollern aufzunehmen. 
Wenn die Herren der Gegenſeite anerkennen, daß der Rechtsbruch einestheils 
auch den andern an das Recht nicht mehr binde, ſo mache ich Sie darauf 
aufmerkſam, daß, wenn Sie Ihr Recht mißbrauchen, Sie auch dem andern 
Haufe das Recht ertheilen, Ihr Recht zu brechen, und daß der König dann 
die Pflicht hat, unter allen Umſtänden die verfaſſungsmäßigen Rechte der 
Krone zu wahren. Im Anfange dieſer Seſſion haben Sie ſich darüber be⸗ 
klagt, daß von meinen Freunden von der Eventualität einer königl. Dictatur 
geſprochen worden ſei: Sie aber wollen hier eine parlamentariſche Majori⸗ 
tätsdictatur entabliren und glauben Sie, es wird Ihnen hierin fo begegnet 
werden, wie Sie uns begegnet ſind. Darauf verlaſſen Sie ſich! (Großes 
Gelächter.) f 

Abg. Dr. Waldeck: Der Vorredner hat mit einer Expectoration geendet, 
vie er nicht an uns hätte richten ſollen, ſondern an ſich felbft, denn er hat 
uns erklärt, daß er den Etat verwerfen werde. Er iſt Derjenige, der dem 
Lande die Mittel verweigert, wir ſind Diejenigen, welche dem Lande die ge⸗ 
ſetzmäßigen Mittel geben wollen. Dabei heben wir auf unſerm heiligen 
Rechte, auf unſerm Rechte, neue Einrichtungen, die des Geſetzes bedürfen, zu 
prüfen, dieſen neuen Einrichtungen, wenn ſie finanzielle Folgen haben, die 
Genehmigung zu verſagen. Das iſt unſer verfaſſungsmäßiges Recht, welches 
wir ſeit drei Jahren vergebens ausgeübt haben, was aber dadurch nicht 
ſchwächer, ſondern ſtärker geworden iſt. Niedergeſchriebene Rechte ſind nur 
ein Keim, wenn aber das Volk das Recht in die Hand nimmt und ausübt, 
dann zeigt es, daß es das Recht hat und daſſelbe auch ausüben will. Und 
über dieſe große Frage mit den größten und ſchönſten Inſtitutionen, welche das Volk 
beſitzt, mit jeiner Landwehr und den glorreichſten Erinnerungen, mit den Erinnerun⸗ 
gen, welche das gegenwärtige Miniſterium freilich verachtet und mit Füßen tritt 
(oh! oh! rechts), über dieſe große Frage zu entſcheiden, war der ſchönſte Ber 
ruf, den jemals eine Landesvertretung gehabt hat; es war das „Nein“, 
das im Jahre 1861 von 20 Männern geſprochen wurde, es war dies „Nein“ 
ein mene tekel für den Abſolutismus, es war ein Wahrzeichen, welches Jahr⸗ 
hunderte hindurch leuchten wird. Glauben Sie nicht, daß Ihr Regiment, 
welches jetzt in Europa herrſcht, dauern kann; glauben Sie nicht, daß die 
Nationen dazu beſtimmt ſind, auf willkürliche Weiſe regiert zu werden, daß 
Recht und Geſetz für immer mit Füßen getreten werden kann. Das geht 
nicht, das hat ein Ende und jede Generation hat die Aufgabe, das Gut zu 
bewahren, daß ihr anvertraut iſt. So haben wir ſeit drei Jahren in dieſem 
Punkte gehandelt, wir haben das Recht der Ehre des Landes wegen ge⸗ 
handhabt. Darum bin ich mit dem Abg. Jacoby nicht einverſtanden, daß 
wir dieſe große und würdige Bahn jetzt verlaſſen ſollen und in ein unbe⸗ 
ſtimmtes Etwas hinübergehen ſollen. 


Nein, noch iſt unſere Aufgabe nicht vollendet, noch müſſen wir wiederholt 
mit demſelben Ernſt, nicht, wie behauptet worden, zum Schutz den neuen 
militäriſchen Einrichtungen unſere Zuſtimmung verſagen. Wenn der Vor⸗ 
redner ſich auf den ehrenwerthen Abgeordneken Tweſten berufen hat, ſo hat 
er geſehen, daß derſelbe ſich früher in ſeinem Gewiſſen gedrungen gefühlt 
habe, ſich von der Majorität zu trennen; er hätte aber 225 erkennen ſollen, 
daß ſich derſelbe Abgeordnete voll und klar bewußt iſt, wie er nun die Be⸗ 


ſchlüſſe des Hauſes aufrecht erhalten muß. Es iſt nach der Verfaſſung un⸗ ch 


zweifelhaft, daß ſowohl Einnahmen wie Ausgaben verwei 

können; es iſt unzweifelhaft, daß die Berfammlun 8 5 Budget. 
recht hat; aber darin ſtimme ich dem Abg. Tweſten pollſtaͤndig bei: will man 
ein Budget verweigern, um zu einer andern Regierung zu gelangen, ſo 
müſſen die Bedenken ganz andere ſein, als ſie bei uns ſind, dann müßten 
wir in der Lage ſein, vor Gerichten die Geſetzmäßigkeit unſeres Handeln feſt⸗ 
ſtellen zu können. Die Regierung, welche willkürlich verfährt, fie möge noch 
lange in ihrem Schlummer bleiben — wie lange, daß weiß Niemand — 
ſie wird immer Unrecht thun, wenn fie fo verfährt, wie ſie verfahren iſt. 
Wir, m. H., erklären uns bereit, das Budget zu bewilligen, von dem das 
Haus die beſtimmte Summe abgeſetzt hat. Will die Regierung darauf ein⸗ 
geben, will ſie thatſächlich unſer Recht anerkennen, will fie thatſächlich die 
Reorganiſationskoſten nicht mehr vorausgeben, wohl! m. H., wir find nicht 
Diejenigen geweſen, die ihr darin unſere Mitwirkung verweigert haben. 
Darum iſt von der Budgetcommiſſion Fleiß und Arbeit aufgewendet worden; 
das Jahr 1864 liegt vor uns und wird wieder ohne Etat regiert, ſo iſt es 
die Schuld des Miniſteriums. Um dies dem Inlande, dem Auslande, 
der Krone und dem Miniſterium gegenüber klar und deutlich feſtzuſtellen, 
darum nehme ich den Etat, wie er vom Hauſe berathen iſt, mit gutem Ge⸗ 
wiſſen und mit vollem Herzen an (Bravo!). 

Präſident Grabow: Der Vorredner hat von der Regierung ge‘ 
äußert, daß ſie die alte Landwehrverfaſſung verachtet und mit Füßen getre⸗ 
ten habe. Ich erachte dafür, daß dieſer Ausdruck ein unparlamentariſcher 
geweſen iſt. 

Abg. Graf Wartensleben: Es ſteht uns gegenüber ein Nein, welches 
wir auch ausſprechen werden, und ein bedingtes Ja. Zuerſt das Nein 
des Dr. Jacoby. Die conſervative Partei wird für den von der Re⸗ 
gierung vorgelegten Etat ſtimmen und gegen den von dem Hauſe beſchloſſenen, 
und wir wollen unſere Gründe dafür darlegen, damit wir nicht verwechſelt 
werden mit den Gegnern. (Heiterteit) Wir geben unfer Nein, weil kein 
verkümmerter Etat zu Stande kommen ſoll, weil die Regierung auf ihre 
Gefahr hin mit dem von ihr vorgelegten Etat fortregieren ſoll. Darin liegt 
der 115 Unterſchied zwiſchen uns und Dr. Jacoby. Wir haben heute noch 
dieſelbe Anſicht, wie früher; wenn die Volksvertretung ein Nein geſprochen 
hat, jo werden wir daſſelbe reſpectiren; 
nicht allein in dieſem Hauſe, ſondern auch im Herrenhauſe. Abg. Walde 
hat die Reorganiſationsfrage wieder in die Debatte hineingezogen, und ſein 
Ausſpruch war deshalb ein unſtatthafter, weil die Regierung nun und nimmer 
die Landwehr hat aufheben wollen. (Ob!) Die Landwehr beſteht und ſoll jetzt 
nur zum Wohle des Volkes zurücktreten. Haben Sie doch die Gewogenhel, 
eine Umkehr der Geſinnung eintreten zu laſſen (Heiterfeit!), dann werden wir 
im Stande fein, einen Etat feſtzuſtellen, mit dem die Regierung wirthſchaften 
kann. Man baut die — nicht im Kriege, 
hat ein berühmter franzöſiſcher Demokrat gejagt. Beherzigen Sie dieſes 
Wort; die Franzoſen haben mehr Erfahrung, als wir. (Heiterkeit. 


„Abg. v. d. Heydt: Er könne den Verfaſſungs⸗ Interpretationen der Gegen⸗ 
9 nicht zuſtimmen. Wenn man das eigene techt geachtet wiſſen wolle, 
o müſſe man auch das Recht Anderer achten, ſo in dieſem Falle namentlich 
auch das Ctatsrecht der Krone und des anderen Hauſes. (Die weitere Ber 
gründung dieſer Behauptung bleibt bei dem ſchwachen Organe des Redners 
und der Unruhe im Hauſe unverſtändlich.) a 

Abg. Schulze (Berlin): Ich habe zur Sache ſelbſt nur eine einfache, 
aber meines Erachtens durchgreifende Bemerkung zu machen. Wenn wir 
nämlich den Schritt thäten, welchen uns der Abg. Jacoby anräth, ſo 
würden wir dadurch nur den Wünſchen unſerer Gegner entgegenkommen. 
Sobald wir ihn thäten, würden wir die Gehäffigteit eines budgekloſen Regi⸗ 
ments von den Schultern des Miniſteriums fort und auf die unſeren wälzen. 
Eine fortwährende Durchberathung des 1 8 5 5 mit der ſicheren Ausſicht 
der Erfolgloſigkeit unſerer Berathungen iſt freilich eine traurige Pflicht; wir 
müſſen ſie jedoch üben und können nur als eine Mahnung die Regierung 
aufmerkſam machen auf die Verwirrungen unabſehbarer Art, welche de an 
die fortgeſetzte Budgetloſigleit knüpfen würden. — So viel man auch über 
üdgetrecht ſtreiten mag, Eines kann doch unmöglich beſtritten werden: das 


aber wir ſehen die Volksverkretun 


verfaſſungsmäßigen Verwendung. 


ch] Recht der Steuererhebung iſt nicht Sh FR denken von der Pflicht einer 


ntzieht ſich die Regierung dieſer Pflicht,! 


ſondern im Frieden, das] Ich 


ſo können wir nur 45 auf die ſich hieraus etwa ergebenden Folgen, 
müſſen aber unſererſeits auf unſerem u 10 verharren. 

Gegen den Abg. v. Blanckenburg muß ich bemerken, daß ich mich gewun⸗ 
dert habe, aus ſeinem Munde die Hinweiſung auf die Quitzow's zu verneh⸗ 
men. Ich würde von meinem Standpunkte dieſe Hinweiſung nicht ausge: 
ſprochen haben, weil ich ſie in jetziger Zeit denn doch für abſtrus halte. Soll 
ich aber hierauf eingehen, ſo muß ich den Hrn. Redner darauf verweiſen, 
daß die Quitzow's niedergeworfen worden ſind zur Herſtellun geſetzlicher 
Zuſtände, zum Beſten des friedliebenden Bürgerthums. Weil die Hohen⸗ 
zollern dieſen Standpunkt einer großen Zukunft vertraten, ſo war ihnen auch 
die Macht gegeben zur Niederwerfung jener Friedensſtörer und deshalb ruhte 
auch der Segen auf dieſer That. Faſt ſcheint es mir aber, daß es noch jetzt 
einige Quitzow's niederzuwerfen giebt; freilich hat dieſe Aufgabe jetzt ihre 
eigenen Schwierigkeiten, da dieſe Herren mit in der Regierung ſitzen. (Heiter⸗ 
fett!) Was dann aber die Hindeutung auf die Schulze's und Müller's der 
Zukunft angeht, fo kann in dem Zuſammenhange, in welchem dieſelbe aus⸗ 
geſprochen, damit nur ein Hohn gegen das Bürgerthum ausgeſprochen wer⸗ 
den (lebh. Beifall!), und ich kann es nur dankbar acceptiren, wenn der Herr 
v. Blanckenburg meinen Namen, wohl nicht ohne Rückſicht auf meine Perſon, 
als Repräſentanten des gehöhnten Standes genannt hat, und mich dadurch 
geehrt fühlen, daß mein Name gleichſam als Parole für das ganze Bürger⸗ 
thum genannt iſt (lebh. Beifall). Spricht man einen ſolchen Hohn aber noch 
im 19. Jahrhundert aus, fo zeigt man dadurch wohl, daß man überhaupt 
nicht in dieſe Zeit gehört, denn die Tage ſind wohl vorüber, in welchen die 
Ueberzeugung herrſchte, daß die Völker der Regierungen wegen da ſeien. 
Die 10 ale wenigſtens iſt wohl von der gegentheiligen Anſicht übers 
zeugt (Beifall). 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Es ift nicht meine Abſicht, durch 
meine Worte auf die vorgelegte Frage irgend einen Einfluß auszuüben. 
erkenne an, daß das Haus das Recht der freien Entſchließung hat, und daß 
die Regierung dieſe ruhig abwarten muß. Nur das glaube ich, bin ich der 
Regierung ſchuldig, gegen die ſchweren Vorwürfe, welche gefallen ſind, Ver⸗ 
e einlegen zu müſſen. Es iſt heute wie früher ſchon behauptet wor⸗ 
den, die Regierung habe die Verfaſſung verletzt, ja es iſt ſogar behauptet 
worden, ſie habe einen Verfaſſungsbruch verübt. Ich weiſe dies mit Ent⸗ 
ſchiedenheit zurück, Es ift ebenſo von einer unheilvollen Regierung geſprochen 
worden; es iſt dies freilich nur eine Auffaſſung des Redners, die eine völli 
unbegründete iſt, und es muß mit Entſchiedenheit verneint werden, daß die 
Regierung ein ſolches Urtheil verdient. Ich ſpreche das Namens der Regie⸗ 
rung aus. Wenn geſagt iſt, daß das Haus in ſeinem vollen Rechte ſei, 
wenn es die bon der Regierung geforderten Mittel für die Reorganiſation 
verweigere, weil die Regierung die Landwehreinrichtung verachte und mit 
Füßen trete, fo hat der Herr Präſident über dieſe Aeu erung bereits das 
Urtheil geſprochen. Andererſeits glaube ich, daß eine ſolche Ausdrucksweiſe 
für das, was die Regierung für die Armee und für die Landwehr thut, viel 
zu weit geht. Die Regierung hat im Gegentheil gerade für die Armee und 
deren Einrichtungen ein warmes Herz, und das hat ſie bei jeder Gelegenheit 
bethätigt. Ich glaube nicht, daß die Regierung zu dieſen Aeußerungen irgend 
eine Veranlaſſung gegeben hat. Die Regierung wünſcht mit allen Mitglie⸗ 
dern des Hauſes die Rückkehr u einem etatsmäßigen Zuſtande; fie beda 

olcher nicht erreicht werden konnte; fie iſt fi 
Das wird ſie auch 
was das Haus in der Schluß⸗ 


gende Aufklärung gegeben. — Präſident Grabow erklärt, daß ſei 
n e e habe fein ſollen. — Ab „daß ſeine Bemer⸗ 


rr Fin . rung eingelegt i . 
Miniſterium habe die Verfaſſung Derlebt. > M Bea meine Aruberung Dos 


legt, aber Gründe der Zweckmäßigkeit und Klugheit ſollen mi 85 verhin⸗ 
dern, ſo zu handeln, wie ich für recht halte. W R 
tem Beiſpiele vorangehen. — Abg 


ch erklären, daß ich bei dem Gebrauche der Namen Schulze und 
Ich hätte — ewi 
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ei der Abſtimmung wird die Regierungsvorlage, für welche ſich nur die 


Commiſſionsantrages, 


welcher in der Einnahme 141,271,695 Thlr., in der Ausgabe 137,971,741 


Thlr., nämlich 131,424,941 Thlr. an fortdauernden und 6,546,800 Thlr. an 
onferbatiben, der Münster v. Seide 
ervativen, der Mini r w 
und Abg. Dr. Jacoby. Darauf wird der ganze Geſetzentwurf mit allen 
Stimmen gegen die der Conferbativen und des Miniſters v. Selchow an⸗ 


Präſident Grabow: In Betreff der gei@äftlihen Behandlung des foeben 
me 


en, daß im 


halb auch die 


weiten Gegenſtande der Tagesorgnun 
dem Geſetzentwurf, betreffend die echtsverhältniſſe der Schi Bmannthaften 
auf Seeloiften, über. — Der Referent, Abgeordnete Roepell, verzichtet auf 


Abg. Meibauer erinnert daran, daß ſchon er wiederholt 
Fiche worden Ina, behufs einer en Seh U er 
Bflihten der Betheiligten. babe dieſesmal zwar Abſtand genommen bon 
einem Amendement, müſſe ‚aber doch zu bedenken geben, daß das Geſetz nicht 
die noͤthige Fürſorge für die Rechte der Schiffer und Dienſtmannſchaften zu 
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5 7 5 
tragen ſcheine, obgleich nicht zu verkennen fei, daß es Verbeſſerungen in ſich 
ſchlleße. Wie wobl er ihn nur als eine Abſchlagszahlung hinnehme, werde er 

dem Geſetzentwurf zuſtimmen. 

Zu § 1 des Geſetzes hat der Abg. Harkort ein Amendement eingebracht, 
dahin lautend, § 1 ſolle beginnen; „ein jeder Inländer und Ausländer“. 

Der Regierungs⸗Commiſſar iſt dagegen, weil § 9 zum Theil un 

ſage, und auch der Berichterſtatter. Abg. Röpell bittet um Verwerfung 

des Amendements, weil die SS 1, 6, 9 vollkommen genügen, ſowohl für 

F als für Nichtpreußen. Nachdem Abg. Harkort dies ausdrücklich 

onſtatirt hat, werden die 88 1—28 des Geſetzentwurfes unter kurzen Bemer⸗ 

Bingen und Entgegnungen ſeitens der Abgg. Harkort, Schmidt (Randow), 

Müller (Anklam) und des Berichterſtatters vom Hauſe in der von der Com⸗ 

miſſion vorgeſchlagenen Faſſung angenommen. Nur $ 29 (die körperliche 

Ange ng der Schiffsiungen ſeitens des Capitäns betreffend) deranlaßt eine 

ngere Discuſſion, bei welcher der Abg. v. Rönne, in einer ſehr eingehen: 
den Rede ſich gegen die körperliche Züchtigung erklärt. Er macht darauf 
aufmerkſam, daß das Haus bei der früheren Berathung dieſes Geſetzes die 
körperliche Zuchtigung abgeſchafft hat, und daß das Herrenhaus, um doch 
etwas bon der Prügelftrafe zu wahren, den Capitänen das Recht der väter⸗ 
lichen Züchtigung der Schiffsjungen zugeſprochen habe, und daß die Com⸗ 
miflion jetzt daſſelbe gethan habe. Der Abg. Taucher ſpricht für den Com: 
miſſions⸗Antrag, „da die Schiffsjungen doch Prügel bekommen, trotz aller 
unſerer . Es ſei daher der von der Commtſſion vorgeſchla⸗ 
ene Zuſatz „väterliche Züchtigung“ ſehr zu empfehlen. Der Lehrburſche auf 
dem Schiffe ſei ſeinen Eltern unerreichbar, daher der Zucht des Capitäns 
in anderer Weiſe zu überlaſſen, als der Handwerkslehrling feinem Meiſter. 

Die ſolidariſche Lebensgefahr auf dem Meere könne übrigens nicht verfehlen, 
ein Band der Zuneigung und der Anhänglichkeit unter ſämmilichen Schiffs⸗ 

enoſſen zu ſchaffen. Er empfehle deshalb den Commiſſions⸗Antrag. — 

achdem noch der Abg. v. Rönne zur weiteren Begründung ſeiner entge⸗ 

Forer Anſicht, desgleichen der Regierungs⸗Commiſſar und der 
Abg. Harkort das Wort verlangt haben, wird § 29 zur Abſtimmung ge⸗ 

ſtellt, und fo wie ſchließlich der ganze Geſetzentwurf, dem Commiſſionsankrage 

gemäß angenommen. ö 

Demnächſt macht der Präſident dem Haufe Mittheilung von einem An: 
trage der Abg. Schulze (Berlin) und v. Carlowitz, dahin lautend: „Das 
aus der Abgeordneten wolle beſchließen: In Erwägung, 1) daß Preußen 

Gemeinſchaft mit Oeſterreich am deutſchen Bunde die Erklärung abgegeben 

er es werde ſich dem Bundesbeſchluſſe vom 14. d. Mts. widerſetzen, die 

! chleswig⸗holſteiniſche Frage in die eigene Hand nehmen und die Beſetzung 

Schleswigs als europäiſche Großmacht ausführen; 2) daß Preußen mit dieſer 
Erklarung von Deutſchland abfällt und ſeine Großmachtsſtellung mißbraucht; 
3) daß der Gang der preußiſch⸗öͤſterreichiſchen Politik kein anderes Ergebniß 
haben kann, als das, die Herzogthümer zum zweitenmale an Dänemark zu 

Aberliefern; 4 daß die angedrohte Vergewaltigung den wohlberechtigten Wis 

derſtand der übrigen deutſchen Staaten und damit den Bürgerkrieg in Deutſch⸗ 

land herausfordert, erklärt das Haus der Abgeordneten, daß es mit allen 
ihm zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln 1 Politik entgegentreten 
werde.“ Der a wird auf ne v. Carlowitz der gommiſſton für 
die Berathung der 12 Millionen⸗Anleihe zur ſofortigen mündlichen Bericht⸗ 

erſtattung überwieſen. 
Als dritter Gegenſtand ſteht auf der Tagesordnung ein Geſetzentwurf der 

Regierung, betreffend die Abänderung des § 13, Zuſatz 213 des oſtpreußiſchen 
8 rovinzialrechts, welcher von einem bisher beſtehenden Realzehnten, die kleine 

- lende genannt, handelt. Die Commiſſion empfiehlt Annahme des Ent⸗ 
ö wurfs. — Ein Abgeordneter aus Maſuren ſpricht für den Entwurf. Der⸗ 

elbe wäre zwar nach Anſicht des Redners durch Amendements noch zu ver⸗ 

ern, aber mit Rückſicht auf das Herrenhaus, welches ſolche Amendements 

1 er verworfen hahe, müſſe man von weiteren Verſuchen in dieſer Bezie⸗ 

ung abſtehen. — Abg. Leite macht einige allgemeine Geſichtspunkte gel⸗ 

ER tend, welche bei einer allgemeinen Reform derjenigen Geſetzgebung maßgebend 

. I würden, in deren Bereich dieſer Entwurf gehöre. Ref. John (Labiau) 

befürwortet die Annahme der Vorlage, die nun unter Vorſitz des Abgeordn. 

v. Unruh ohne Widerſpruch angenommen wird. 

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt der Bericht über die, die octroyirte 
Preßverordnung aufhebende Verordnung vom 21. November 1863. Auf Ans 
— — trag des Abg. Jung wird dieſer Gegenſtand von der Tagesordnung abge⸗ 

ſetzt und dafür der Bericht der Commiſſion über die beantragte Freilaſſung 

der verhafteten vier polniſchen Mitglieder des Hauſes an die Stelle geſetzt. 

Vor Beginn der Debatte richtet der Referent der Commiſſion, Abgeordn. 

Simſon, die 115 an den Juſtizminiſter, ob er im Stande ſei, anzugeben, 
auf Grund welches Paragraphen des Strafgeſetzbuches der Abg. v. Lubienski 

in Unterſuchung gezogen worden ſei. — Der Juſtizminiſter erwidert, daß 

. er in dieſer Beziehung aus eigenem Antriebe eine Anfrage an das Kammer⸗ 

Gericht geſtellt und dieſes darauf geantwortet habe, daß die Unterſuchung 
gegen den Abg. v. Lubienski nicht auf Grund des Art. 61 Al. 1, ſondern 
auf Grund des Art. 66 des Strafgeſetzbuches beſchloſſen worden ſei. 

Die Abgg. Graf Cieszkowski und Genoſſen haben zu dem Commiſ⸗ 


Mr 


2 


Ba ſionsantrage das Amendement geſtellt: „Die Freilaſſung färnmtliher vier 
52 Abgeordneken zu verlangen.“ Der Antrag wird genügend unterſtützt. 

33 Abg. Jung (gegen den Commifjionsantrag): Wenn das Haus bei der 
Budgetberathung eine Summe findet, die nicht belegt ſei, jo werde der Belag 
2 reden erhält das Haus den Belag nicht, jo ſtreicht es den Poſten. 
Analo fei der vorliegende Fall. Es ſei über die vorliegende Beſchuldigung 
(leine Aufklärung gegeben, auch nicht in der 88 1 8 ſei des⸗ 
bhlalb eine Conſequenz des früher in dieſer Sache gefaßten Beſchluſſes, daß 
bas Haus die Haft der Deputirten als nicht gerechtfertigt erkläre. Das In⸗ 
teereſſe der ungehinderten June benen und das Intereſſe der ungehinder⸗ 
ten Vertretung im Hauſe müſſe, wenn beide collidiren, vom Hauſe geprüft 
werden. Das Haus ſei Richter darüber, welches von beiden Intereſſen das 
Vorrecht verdiene und nicht die Gerichte. In dem früheren Falle, die Abgg. 
Dr. Freſe und Barre betreffend, ſeien vollſtändi e Actenſtücke vorgelegt wor: 


den. Die Schwere des Verbrechens, deſſen die Abgg. angeklagt werden, könne 
8 inen Unterſchied machen bei der Beurtheilung nach Art. 84 der Verfaſſung. 
N er Aufſchluß ſei zweimal begehrt worden, und ſoweit derſelbe gegeben wor⸗ 
den, ſpreche er nur für die Annahme des urſprünglichen Antrages. Der 
1 Redner kritiſirt demnächſt die vom Staatsgerichtshofe gegebene Antwort. Das 
Gericht hätte wenigſtens die Gründe angeben können, welche es bewogen 
hätten, die Haft anzuordnen; ebenſo hätte wenigſtens der allgemeine Theil 
der Anklage vor elegt werden können. Es ja aber, als ob das Kammer: 
gericht dem Hauſe einmal ſeinen Standpunkt habe klar machen wollen, und 
in dieſer Beziehung mache er darauf aufmerkſam, welchen Einfluß die jahre⸗ 
lang durch die conſervativen Miniſterien ausgeführte Dad der Gerichte 
auf ihre Zuſammenſetzung gehabt habe. Man habe es getadelt, daß Depu⸗ 
tirte gewählt worden, die in Haft befindlich ſeien; wenn nun die Abgg. 
Waldeck, Temme u. A. wegen Hochverraths verhaftet würden, und ihr alter 
Wahlbezirk möchte ſie wieder, ſo würde man ſagen, daß dies ein ganz 
gerechter Proteſt und Schuldigkeit gegen die 1 89 ſei. Die verhaf⸗ 
Be Km olen aber ſeien die Führer einer heiligen Sache des polniſchen Bol: 
BEN: a 8 geſehen von allen Sympathien oder Antipathien gegen die polniſche 
Bevölkerung. g 
RK Er verlange einen ſtärkeren Beweis als den bloßen Haftbefehl eines Spes 
Fi er; und ſtimme deshalb für die Freilaſſung ſämmtlicher vier 
8 geordneten. — Abg. Schollmeyer (für den Commiſſtons⸗Antrag. Die 
Frage habe das Brennende, was ſie früher hatte, verloren. Er wolle ſich 
nicht auf eine eingehende Beurtheilung dieſer Sache einlaſſen, und nur bes 
merken, daß die Abgg. im Juni v. J. verhaftet and erſt im November ges 
wählt ſeien. Es frage ſich, ob das polniſche Nationalintereſſe mit den ns 
tere des preußiſchen Abgeordnetenhauſes ſich ſo ohne Weiteres identiftzi⸗ 
ren laſſe. — Nicht die Staatsregierung, ſondern die Gerichte des Landes 
—.— die Unterſuchung zu führen, die Akten zu prüfen, und die Regierung 
bonne daher unmöglich Thatſachen herbeiſchaffen. Das Gericht aber habe 
. eine detaillirte Geſchichtserzählung abgelehnt, weil fie im Stadium der Vor⸗ 
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unterſuchung unzuläſſig und unausführbar ſei. Wenn gejagt worden iſt, 
Daß die Zuſammenſetzung der Gerichte Mißtrauen errege, jo müſſe er darauf 
ar bemerken, daß die alten guten Traditionen des preußiſchen Richterſtandes im⸗ 
mer noch porhanden ſeien. Es ſei der Staatsgerichtshof angegriffen; er be⸗ 
kenne, daß es ein Unglück ſei, daß der Staatsgerichtshof überhaupt beſtehe, 
det elbe ſei aber keineswegs adhoc e Er bitte einen ruhigen 
And kühlen Gebrauch von dem Art. 84 der Verfaſſung zu machen, denn die 
Gerichte hätten noch einen bedeutenden Reſt von Unabhängigkeit behalten. 
inſichtlich des Abg. v. Lubienski bitte er die Gründe für den Antrag in 
ezug auf den Abg. v. Sulerzycki auch für ihn geltend zu machen. — Abg. 
8 Wegener für die Freilaſſung ſämmtlicher verhafteten Abgeordneten. Den 
= 2 5 habe man den Ausdruck der Sympathie mit den Leiden ihrer 
65 rüber in Rußland zum Verbrechen he wenngleich er und ſeine Geſin⸗ 
h nungsgenoſſen überzeugt feien, daß ſchließlich kein 
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Polens gegenüber, und nicht vergeſſen, daß daſſelbe bei dem geſammten 
Europa Theilnahme gefunden habe. 

Abg. Metzig für den Commiſſionsantrag. Der oft durch die Unruhe 

und Heiterkeit des Hauſes unterbrochene Redner geht, ſoweit man ihn ver⸗ 
ehen kann, auf ſo weit zurückliegende, hiſtoriſche Vorkommniſſe zurück und 
chweift dergeſtalt ab, daß mehrfach der Ruf „zur Sache“ laut wird, und 
der Vicepräſident ihn ſchließlich ermahnt, nur zur Sache zu reden. Als hier⸗ 
auf Redner fortfährt: „Nach dem Vertrage von 1795 hat Preußen 1 
erhebt ſich ein allgemeines Gelächter und unter allſeitiger Theilnahmsloſig⸗ 
keit und wachſender Unruhe ſchließt er mit der Erklärung, daß er für den 
Commiſſionsantrag ſtimmen werde. 

Ein Schlußantrag iſt eingegangen; ehe derſelbe zur Abſtimmung gelangt, 
meldet ſich zum Wort: 

der Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Im Intereſſe der Unterſuchung, 
welche gegen die vier polniſchen Abgeordneten eröffnet ſei, könne die Haft 
derſelben nicht aufgehoben werden. Geſchähe dies, ſo wäre die Gefahr einer 
Colluſion und einer Verdunkelung des Thatbeſtandes ſehr groß. Dem ent⸗ 
gegen mache man nur geltend, daß die Wahlkreiſe ein Recht darauf hätten, 
durch diejenigen Männer vertreten zu werden, welche dazu durch das Ver⸗ 
trauen des Volkes berufen worden wären. Dem müſſe man aber entgegen⸗ 
halten, daß es Schuld der Wahlkreiſe ſei, welche verhaftete und eines Ver⸗ 
brechens e Männer mit einem Mandat betrauten, wenn ſie in Folge 
einer ſolchen Wahl unvertreten bleiben. Das Verbrechen, wegen deſſen die 
vier poln. Abgeordneten in Haft gehalten würden, ſei das des Hochverraths 
und nicht nur gegen Art. 61 und 66 des St.⸗G.⸗B., ſondern auch gegen 
Art. 1 u. 2 der Verfaſſung gerichtet, und es ſtehe dieſem Haufe doch wohl 
wahrlich nicht zu, für diejenigen einzutreten, welche unter Anklage ſtänden, 
den Beſtand der Staates und der Verfaſſung in Frage zu ſtellen. Wenn 
man verlange, das Kammergericht ſolle die Anklage gegen die vier poln. 
Abgeordneten dieſem Hauſe mittheilen, ſo müſſe er darauf aufmerkſam machen, 
daß ein ſolches Verlangen den beſtehenden Geſetzen zuwiderlaufe und weder 
er ſelbſt noch dies Haus zu einem ſolchen Verlangen berechtigt ſei. Gegen 
die Angriffe, welche der Abg. Jung gegen das Kammergericht gerichtet, mülſſe 
der Miniſter auf das nachdrücklichſte Verwahrung einlegen. Das Kammer⸗ 
gericht ſei wie jedes Gericht in Preußen durchaus ſelbſtſtändig, und 
wehe dem, der an dieſe Selbſtſtändigkeit heranzugreifen ſucht. (Gelächter. ) 
Man habe dann endlich in Abrede geſtellt, daß die Handlungen der verhaf⸗ 
teten Abgeordneten gegen den preußiſchen Staat gerichtet wären, da fie nur 

egen Rußland feindlich geweſen. Dieſe Behauptung lönne nur auf anonyme 
fen begründet ſein und es ſei dieſes Hauſes unwürdig, ſich auf 
olche anonyme Nachrichten zu ſtützen. 

Der Schlußantrag wird darauf zurückgewieſen, und der Abg. Waldeck 
erhält das Wort gegen den Commiſſionsantrag. Dec Beweis für die Noth⸗ 
wendigkeit, daß die Haft aufrecht erhalten bleibe, müſſe nach Artikel 84 der 
eiche e vom Haufe der Abgeordneten geführt werden, und das ſei nicht 
alte en, da eine reele Auskunft weder vom Juſtizminiſter, noch von dem 

erichtshofe zu erlangen geweſen ſei. Die nalörliche Conſequenz fordere da- 
her, daß das Haus die Freilaſſung ſämmtlicher inhaftirter Abgeoröneten ber: 
lange. Art. 84 ſetze etwas Anderes voraus, als das bloße Intereſſe den 
Strafrechtspflege, nämlich das Recht des Abgeordneten auf ſeine Stelle; da: 
her handle es ſich hier auch gar nicht um einen Conflict mit dem Kammer⸗ 
gerichte, ſondern das Haus handle nur in ſeinem Rechte, wenn es zu prüfen 
verlange, wegen welchen Verbrechens Jemand in Unterſuchung je. „Wir 
wollen, wendet der Redner ſich gegen den Juſtizminiſter, die Thatſachen 
wiſſen, und nicht die Strafrechtsparagraphen, unter welche man ſie bringen 
will.“ (Sehr richtig!) Die Beſchuldigung des Hochverraths ſei ſtets ein 
bequemes Mittel für die Tyrannei geweſen, um Mißliebige zu beſeitigen; 


darum haben ſich auch die Engländer zu ſchützen gewußt durch die Gefeßes: Io 


beſtimmung, es bedürfe eines act ouvert zur Erhebung einer Anklage auf 
Hochdertalh. Eine folche offene Thatſache liege aber hier durchaus nicht vor 
denn Hochverrath gegen Rußland ſei für preußiſche Staatsbürger etwas Un⸗ 
mögliches, ja man könne demjenigen nicht einmal einen Vorwurf machen, 
der den unglücklichen Polen helfe gegen die unerhörte Barbarei Rußlands, 
oder der auf eine Wiederherſtellung Polens ausgehe, wenn gleich wir dabei 
Allem uns widerſetzen würden, was Preußen beſchädigen könnte. — Daß 
eine große Unterſuchung exiſtire, darin liege für das Haus noch durchau! 
keine Garantie für die Eren; der Thatſache; dieſe könnte ſich erſt aus den 
Unterſuchungsakten ergeben, deren Einſendung in mehreren Präcedenzfällen 
vom Hauſe gefordert und auch erfolgt ſei. Er erinnere daran, wie noch 
jüngſt im öſterreichiſchen Reichsrathe die Freilaſſung der galiziſchen Abgeord⸗ 
neten mit Einſtimmigkeit beſchloſſen worden, und mit Recht, denn jede Pro⸗ 
vinz habe das Recht, ihre Vertreter zu wählen, und es würde ungerecht ſein, 
wenn wir die Leine de polniſchen Abgeordneten noch wollten verrin⸗ 
gern laſſen. Dabei finde kein tendenziöſes Verfahren ſtatt, ſondern einfach 
die Ausübung eines dem Haufe zustehenden Rechtes. „Dem Staatsgerichts⸗ 
bofe und feinem Geſchöpfe, der Staatsanwaltſchaft, beide Producte der 
Reaction, ſollten wir ohne Weiteres glauben, daß hinreichender Grund vor⸗ 
handen ſei, einem Abgeordneten feinen Platz vorzuenthalten? Meine Herren, 
die Geſchichte aller Staatsgerichtshöſe iſt mit Blut geſchrieben!“ Redner 
erinnert hier an die engliſche Sternkammer und die Unterfuchungen gegen 
die unglücklichen deutſchen Junglinge aus den dreißiger Jahren, denen man 
einſt ihre cogitationes zu einem offenen, des Kerkers würdigen Unterneh: 
men geſtempelt, weil ein Gedankenaustauſch unter ihnen e Keine 
andere Regierung würde dieſe Unterſuchung jo eingeleitet haben, und aus 
allen dieſen Gründen ſtimme er dafür, daß ſämmtliche Angeklagte aus der 
Haft zu entlaſſen ſeien. (Bravo links; Ziſchen rechts). 

Der Schluß der Debatte wird jetzt angenommen, und der Abg. v. Lys⸗ 
kowski erhält Namens der Antragſteller das Wort: Schon 8 Wochen ſei 
das Haus verſammelt, ohne in dieſer wichtigen Frage Beſchluß gefaßt zu 
haben; in einer gen in der es ſich um die Exiſtenz des Hauſes handle. 
Es habe dies auf die Polen, die eine 500jäbrige parlamentariſche Praxis 
hätten, einen eigenthümlichen Eindruck gemacht. (Das Haus iſt waͤhrend 
dieſer Rede ſehr n Der Redner wendet ſich darauf gegen die Aus: 
führungen des Abg. Schollmeyer. Die Sache ſelbſt liege ſehr einfach; das 
Haus koͤnne die aten t der Abgeordneten verlangen, wenn nicht erheb⸗ 
liche Gründe derſelben entgegenſtänden. Gründe ſeien aber nicht angegeben 
und ſo verletze man den juriftiihen Grundſatz. Was man behaupte, müſſe 
man auch beweiſen. Dagegen ſeien vielfache erhebliche Verdachtsmomente 

r ein tendenziöſes Verfahren beigebracht worden. Man habe den Gerichts: 
of angegriffen, und er wolle bemerken, daß der Polizei⸗Präſident v. Bären⸗ 
prung der spnitus familiaris des Kammergerichts ſei. Derſelbe habe ſogar 
an zwei Sitzungen des Unterſuchungs⸗Comite's Theil genommen. Was ſei 
nun dieſer v. Bärenſprung? Abg. d. Niegolewli habe darüber intereſſante 
1 ner gegeben und trotzdem habe derſelbe noch eine große Gewalt 
und er ſpiele noch immer eine große Rolle. — Es ſei noch Zeit genug, den Ab⸗ 
geordneten Genugthuung zu verſchaffen; es ſei des Prinzips wegen noch nicht 
u ſpät. Das Haus möge die Beſtimmung des Art. 81 der Verfaſſung lo: 
endig werden laſſen, damit die Nachkommen daran ein Beiſpiel nehmen 
und die Geſchichte nicht einmal ſagen künne, daß ein Haus, welches gegen 
den Despotismus angekämpft, ſich deſſelben ſchuldig gemacht habe. 

Zum Schluſſe bemerkt Referent Ur, Simſon (während feiner Rede, die 
bis nach 424 Uhr dauert, tritt auf der Tribune vollſtändige Dunkelheit ein, 
das Büreau des Hauſes wird ſpärlich erleuchtet): Er wolle nicht vergeſſen, 
daß er hier im Namen der Majorität der Commiſſion das Wort habe und 
darauf Bezug nehme, daß er ſeine perſönliche Anſicht neulich bei Gelegen⸗ 
heit des Kraßſchen Antrages ausgeſprochen habe. Wenn heute dem Votum 
der Commiſſion ein Vorwurf daraus gemacht ſei, daß es nur die Stimme 
der J 8 nicht von Politikern enthalte, ſo möchte er allerdings zugeben, 
daß die Verhandlungen der Commiſſion ſehr verſchieden in ihrem Charakter 
von denen dieſes Hauſes geweſen ſeien. Die Commiſſion habe in der That 
ohne jede Sympathie und Antipathie für die Fange Sache verhandelt, je⸗ 
des Pathos ſei dort fern geblieben, man habe nur den Punkt im Auge ge⸗ 
habt, ob die Vorausſetzungen des Artikels 84 hier zutreffend ſeien oder 
nicht. Die 5 Artilels ſei allerdings nicht abhängig von der 
Schwere der in der Unterſuchung befindlichen Anſchuldigung. Gegen die 
Annahme, daß die Conſequenz des vom Haufe acceptirten Kratzſchen Anz 
trags die ſein müſſe, daß, nachdem jetzt von dem a die erwünſchte 
Auskunft nicht ertheilt ſei, die Freilaſſung aller vier Abgeordneten erfolgen 
müſſe, glaube er im Namen der Commiſſion ſich erklären zu dürfen. Eine 
ſolche h ſei weder in dem Anträge ſelbſt angedeutet, noch in den 
dor deſſen Annahme erſolgten Debatten. Im Intereſſe der Strafrechtspflege 
liege es, nicht ohne zureichenden Grund einzugreifen in das Verfahren der 
Gerichte, der ordentlichen wie der außerordentlichen. Deren Unparteilichleit 
anzugreifen, wie es der Abgeordnete Jung gethan, ſei ein ſchweres Unrecht; 
die Inſinuation deſſelben Abgeordneken, das Kammiergericht habe dieſem 
Hauſe ſeine Macht zeigen und den Artikel 84 der Verfaſſung ignoriren wol⸗ 
en, müſſe er mit aller Kraft abweiſen. ? 

Das Kammergericht habe über das dem Haufe aus Art. 84 zuftändige 
Recht nicht urtheilen wollen und habe es auch nicht gethan. Auf die Selbſt⸗ 
ſtändigteit der Gerichte habe man ſich in der verſchiedenſten Weiſe berufen; 
als es ſich um Einführung der Schwurgerichte Ae eben habe man die 
Selbſtſtändigteit der Gerichte als eine Vogelſcheuche behandelt und in der 
ein Eldorado in ihr geſehen. Die Gerichte hätten den Beruf, 


eln 
* 


unberechtigte Einreden abzuhalten von oben, wie von unten, don der Regie“ 
rung, aber auch von den Kammern. Was die Auslaſſungen des Juſtizmi⸗ 


niſters angehe, ſo gi es' ihm erſchienen, als habe derſelbe äusgeſprochen, die 


Regierung werde, ſelbſt wenn ein Beſchluß dieſes Hauſes die Aufhebung der 
Haft verlangte, dieſem Antrage nicht Folge geben. Er hoffe, corrigirt zu 
werden, wenn er den Juſtizminiſter nicht 5 verſtanden habe. Habe er 
aber richtig gehört, ſo müſſe er es ausſprechen, daß das Miniſterium ein 
unzweifelhaftes Verſaſſungsrecht dieſes Hauſes brechen würde, wenn es je⸗ 
nen Beſchluß unberückſichtigt ließe. Ebenſo müſſe er es als unbegründet 
zurückweiſen, wenn der Juſtizminiſter ſich dahin ausgeſprochen habe, das 
Haus könne unmöglich einen des Hochverraths Verdächtigen in ſeiner Mitte 
dulden. Er hoffe vielmehr, daß jedes Mitglied dieſes Hauſes anerkennen 
werde, daß ein Angeſchuldigter darum kein Schuldiger ſei, und Niemand 
einen in dieſem Haufe Berechtigten eines gegen ihn erhobenen Verdachtes 
wegen auszuſchließen verſuchen werde. : 

Der Juſtizminiſter erklärt, daß er nicht gefagt habe, die Staatsregie⸗ 
rung würde einem die Freilaſſung befürwortenden Beſchlußſe nicht Folge ge⸗ 
ben; mit dieſer Annahme ſei der Referent im Irrthum. 

Andere perſönliche Bemerkungen, welche folgen, find 5 Intereſſe. 
Bei der Abſtimmung beſchließt das Haus mit großer Majorität, da nur 
die Conſervativen und die Attliberalen dagegen ſtimmen, die Freilaſſung des 
Abg. v. Sulerczycki, zu beantragen. Die Abſtimmung über dieſelbe Frage 
in Bezug auf den Abg. v. Niegolewski bleibt zweifelhaft; eine Zählung der 
Stimmen ergiebt 133 für und 136 gegen die Freilaſſung. Es erfolgt dar⸗ 
auf namentliche Abſtimmung, wobei die Freilaſſung mit 135 gegen 133 Stim⸗ 
men beſchloſſen wird. Der Namensaufruf über den Antrag auf Freilaſſun 
des Abg. Dr. Szumann ergiebt 138 Stimmen für die Freilaſſung und 1 
gegen dieſelbe; die Freilaſſung des Abg. v. Lubienski wird mit derſelben 
Majorität beſchloſſen, wie die des Abg. v. Sulerczycki, und der Präſident 
e der Staatsregierung Kenntniß von dem Beſchluß des Hauſes zu 
geben. 

Schluß der Sitzung: 5% Uhr. Nächſte Sitzung: Dinſtag 10 Uhr. — 
Tagesordnung: Wahlprüfung, Bericht über den Geſetzentwurf, betreffend die 
Abänderung des Art. 99 der Verfaſſung, Bericht über den Antrag auf Ver⸗ 
folgung des Abg. Dr. Jacobi, Bericht der Juſtizcommiſſion über das Schrei⸗ 
ben des Staatsminiſteriums vom 21. November vor. Jahres, Bericht über 
den Antrag des Abg. v. d. Heydt und Genoſſen. 

S. Sitzung des Herrenhanſes (16. Jaunar). 

„Der Präſident Graf Eberhard zu Stolberg⸗Wernigerode eröffnet 
die ge 12% Uhr. — Die Tribünen und das Haus find ſchwach 
ne Am Miniſtertiſche einige Regierungs⸗Commiſſare, ſpäter tritt Graf 

tzenplitz ein. 

Der Präſident macht zunächſt geſchäftliche Mittheilungen und zeigt den 
Eintritt folgender Herren an: Prof. Dr. Schubert, Graf v. Galen, Stadt⸗ 
rath Arand für Nordhauſen und Fürſt Pückler⸗Muskau. Letzterer leiſtet 
hierauf den Verfaſſungseid. 

Vor der Tagesordnung erhält ſodann das Wort Herr v. Kleiſt⸗Retzow: 
Der Propſt Lieber in Altona ſei kurz nach dem Einrücken der deutſchen Bun⸗ 
destruppen in Altona auf das furchtbarſte mißhandelt worden. Trotzdem 
habe er ſeine Gemeinde, der er 23 Jahre gedient, nicht verlaſſen wollen, und 
erſt das Zureden des Biſchofs habe ihn bewogen, nach Hamburg zurückzu⸗ 
gehen. Es ſei gegen denſelben der Verdacht entſtanden, als ob er der Ver⸗ 
ſaſſer des Briefes ſei, den er (Reder) bei der Debatte über die er zur 
Kennzeichnung der Stimmung in den Herzogthümern mitgetbeilt. 10 unf 
von Perſonen, die dem Propſt Lieber nahe ſtehen, erkläre er denn hier, d 
das bezügliche Schreiben nicht von dem Propſt Lieber herrühre, ja daß er 
ogzr den Namen des Mannes erſt gleichzeitig mit den ihm widerfahrenen 

ißhandlungen durch die Zeitungen ale habe. Er wolle indeß bei die⸗ 
ſer Gelegenheit auf die Thalſache hinweiſen, wie richtig jener Brief geurtheilt, 
indem er der gewaltthätigen Scene gedenke, die jetzt vor den Augen der 
Bundestruppen und der Commiſſäre des Bundes aufgeführt würde; mit 
offenem Hohn trotze man dem Bundesbeſchluß, der die Erbfolgefrage aus⸗ 
drücklich vorbehalten habe, und dabei huldige man dem einen Prätendenten. Er 
gebe zu bedenken, welches Unheil für die Serzogthümer daraus entſtehen 
könne, wenn man nicht bald Abhilfe ſchaffe. erinnere an einen durch 
die Zeitungen mitgetheilten Brief eines Mitgliedes der holſteiniſchen Ritter⸗ 
ſchafl, in welchem derſelbe den Himmel anruft, die Herzogthümer vor der 
„ zu bewahren, der mit Hilfe der Demokratie ein⸗ 

iehen wolle. (Bravo.) j . 
3 Der en theilt einen Antrag des cas ba N mit, der 
auf Erlaß eines Geſetzes gerichtet iſt, welches das Bergelohn für Aach von 
Menſchenleben einführt und ſich den engliſchen Einrichtungen anſchlleßen 
ſoll. Verſelbe wird ausreichend unterſtützt und der Commiſſion für Handel 
und Gewerbe überwieſen. g 

Das Haus tritt darauf in die Tagesordnung, deren erſtor Gegenſtand die 
. der Antwort des Königs auf die Adreſſe des Herrenhauſes. 
Dieſelbe wird ſtehend angehört. (S. unten.) 

Der Präſident fordert darauf das Haus auf, den Geh. Rath Ur. 
Gche gemann, ar en 50jähriges Dienſtjubiläum in der Stille begehe, durch 

rhebung von den Plätzen zu ehren. 8 je 

Der A Ge Aus 55 agesordnung iſt der Bericht der Geſchäfts⸗ 
Orpnungs⸗Commiſſton. — Zu den neulich bereits mitgetheilten Anträgen 
derſelben hat Herr v. Plötz einige Verbeſſerungsanträge geſtellt. Es ent⸗ 
ſpinnt ſich über die einzelnen Paragraphen eine längere Debatte, an welcher 
ſich außer den Berichterſtatter v. Zander, die Herren Graf Rittberg von 
Frankenberg, Graf Brühl, v. Plötz, v. Kleiſt⸗Retzow, Dr. Götze, v. Gaffron, 
v. Below, d. Meding, v. Bernuth und Haſſelbach betheiligen. Es werden 
größtentheils die Anträge der Commiſſion mit einigen Aenderungen der 
Herren v. Plötz und v. Frankenberg angenommen, mit einen usnah⸗ 
men: Der Vorſchlag, die Oeffentlichkeit der Commiſſions⸗ Sitzungen einzu⸗ 


ſtattung, und der Vorſchlag die bisherige Praxis bei Ueberreichung von 
Adreſſen durch die Ceſchäftsordnung zu ſixiren. Auf den Widerſpruch der 
Herren v. Bernuth, v. Kleiſt⸗Retzow und des Berichterſtatters werden einige 
Anträge des Herrn v. Plötz und des Grafen Rittberg, die nicht in Be⸗ 
ziehung zum Commiſſionsberichte jteben, verworfen. x . 
h rat ident unterbricht die vorſtehende Debatte, um in Folge einer 
ihm zugekommenen Mittheilung zu 


führen, wird abgelehnt; desgleichen die Aulafang der mündlichen Berichter: 


rügen, daß ih nicht ſämmtliche Anwe⸗ 
ſende auf den Tribünen bei der Verleſung der doͤnigl. Antwort erhoben und 
erklärt mit erhobener Stimme, daß er im Falle der Wiederholung die Tri⸗ 
bünen räumen laſſen werde. 

Die beiden leßten Gegenftände der Tagesordnung, der Geſetzentwurf we⸗ 
gen der Aktiengeſellſchaften und der Abänderung des Zolltarifs, werden den 
Anträgen der. betreffenden Commiſſionen gemäß in der vom Abgeordneten 
pen beſchloſſenen Faſſung ohne Debatte angenommen, dagegen die zu dem 
etzteren Geſetzentwürf von dem Abgeordnetenhauſe beſchloſſene Reſolution 


abgelehnt. > 5 

Der Präſident theilt vor Schluß der Sitzung noch den Eingang des 
eute iu. Aen. beſchloſſenen Geſetzentwurfes über den Shaats⸗ 
Vaushaltsetas des zone 1864 mit, und erklärt, daß er in Folge deſſen die 
nächſte Sitzung wahrſcheinlich exit auf Donnerstag anberaumen werde. 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. 2 

„ 16, Jan. [Amtliche s.] Der Eiſenbahn⸗Baumeiſter bei der 
Dee. Cifenbaßn Werner Spielhagen zu Breslau, iſt zun töniglichen 
Eiſenbahn aua ernannt worden. 3 

Der Notar Martin in Randerath iſt in den Srievenggerictsbeäit Julich 
im Landgerichtsbezirke Aachen, mit Anweiſung ſeines Wohn in Jülich, 
verſetzt worden. Ex - 

Berlin, 16. Jan. (Se. Majeftät der König] nahmen 
heute die Vorträge des Kriegs⸗ und Marineminiſters, des Militär⸗ 
Cabinets und des Civil⸗Cabinets entgegen, empfingen Se. königliche 
Hoheit den Prinzen Albrecht (Sohn), den Minifterpräfldenten, und im 
Beiſein des Gouverneurs, General der Infanterie von Schack, und 
des Commandanten, General⸗Lieutenants von Alvensleben J., die mili⸗ 
täriſchen Meldungen des Oberſten von Franckenberg, der Oberſtlieute⸗ 
nants von Blumenthal und von Schmeling, und des Majors von 
Ditfurth. (St.⸗Anz.) 


= Berlin, 17. Jan. [Der wahrſcheinliche Schluß des 
Landtags. — Eine neue Reſolutlon gegen die Politik der 
deutſchen Großmächte. — Ultimatum an Dänemark.] Das 
Gerücht, der Landtag werde am Dinstag, alſo übermorgen, geſchloſ⸗ 
ſen werden, tritt heute in den Vordergrund. Es lag in der Abficht, 
die Anleihe-Debatte und den Beſchluß des Herrenhauſes über das Bud: 
get abzuwarten. Allein die geſtrigen Reden der Mitglieder der Linken 
über das Budget, der Beſchluß auf Freilaſſung der vier polniſchen Ab⸗ 
geordneten, welche beiläufig bis heute Mittag noch im Gefängniß wa⸗ 
ren, mehr aber noch die Schulze⸗Carlowitzſche 


Reſolution haben 


« 


We 


— 


= 


den Wunſch rege gemacht, den Landtag je eher je lieber heimzuſchicken. 

Jener Reſolution iſt inzwiſchen heute eine noch weit entſchiedenere der 

Abgeordneten Dr. Löwe (Bochum), Meibauer und Aßmann ge⸗ 

folgt, von denen der erſte Vorſitzender, der zweite Schriftführer und der 

dritte Berichterſtatter der Anleihe⸗Commiſſion iſt. Dieſe Reſolution 

j lautet: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu erklären: 
IJTVgn Erwägung: N 

1) daß Preußen in Gemeinſchaft mit Oeſterreich am deutſchen Bunde 

die Erklärung abgegeben hat, es werde trotz des Bundesbeſchluſſes 

vom 14. d. Mts. die Beſetzung Schleswigs als europäiſche Groß: 

g macht ausführen; 

u 2) daß die k. Staatsregierung durch ſolchen Schritt Preußen von dem 

deutſchen Bunde gerade in einem Augenblicke thatſächlich trennt, 

N- wo die Mehrzahl der deutſchen Regierungen das Recht und die 
Intereſſen Deutſchlands zu wahren beſtrebt iſt; 

3) daß die k. Staatsregierung, indem ſie dieſe rein deutſche Sache 
als eine europäiſche behandelt, die Einmiſchung des Auslandes 
herbeizieht; 

4) daß die angedrohte Vergewaltigung den berechtigten Widerſtand 
der übrigen deutſchen Staaten und damit den Bürgerkrieg in 
Deutſchland herausfordert, F 

legt das Haus der Abgeordneten gegen dieſes Vorgehen der fünigl. 

Staatsregierung feierlichſt Verwahrung ein und erklärt, daß es dem⸗ 

ſelben mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln entgegen treten wird. 

Dieſe Reſolution wird Dinſtag verleſen, der Anleihecommiſſton über⸗ 

wieſen und mit dem Anleihe⸗Geſetz debattirt werden, welches am Mitt: 

woch auf die Tagesordnung geſetzt werden ſollte. — Inzwiſchen haben 
die Großmächte das Ultimatum an Dänemark um Aufhebung der No- 
vember⸗Verfaſſung bereits abgeſandt und morgen wird hier der Durch⸗ 
marſch von Oeſterreichern erwartet, welche nach und nach in Stärke 
von 30,000 Mann mit 50 Extrazügen durch die ſchleſiſchen Bahnen 
h über Berlin und von hier nach Hamburg befördert werden follen. 
i [Die Antwort Sr. Maj. des Königs] auf die Adreſſe des 
Herrenhauſes lautet, wie folgt: 

Ich habe die Adreſſe des Herrenhauſes vom 21. Dezember v. J. 
empfangen und mit Befriedigung von ihrem Inhalte Kenntniß ge: 
nommen. 

Der Zweck der Forderung, welche Meine Regierung an die Landes: 
vertretung geſtellt hat, iſt, wie die Adreſſe mit Recht bemerkt, eines⸗ 
theils die Erfüllung beſtimmter bundesrechtlicher Verpflichtungen, zu 
welchen die Mittel nicht verſagt werden können, anderntheils die Wah⸗ 
rung von Preußens Machtſtellung und Ehre gegen jeden Angriff bei 

5 dieſer Erfüllung. 

„ Daß das Herrenhaus die Löſung der Aufgabe, welche Preußens 
Politik zur Zeit geftellt iſt, mit voller Zuverſicht in der Hand feines 
Königs ſteht, daran habe Ich nie gezweifelt; aber der erneuete Aus- 
druck dieſes Vertrauens iſt Mir erfreulich geweſen in einer Zeit, welche 
ernſte und folgenſchwere Entſchlüſſe von Mir fordert. Ich bin über⸗ 
zeugt, daß das Land, welches Meine Geſinnungen kennt, dieſes Ver⸗ 
trauen theilt. 7 

Das Herrenhaus wird von der richtigen Erkenntniß geleitet, daß 
angeſichts der drohenden Verwickelungen die Wege der Politik ſich nicht 
im Voraus beſtimmen laſſen, und daß Rechtsfragen und völkerrecht 
liche Beziehungen nicht durch Wünſche und Sympathien, ſo natürlich 
dieſelben auch fein mögen, entſchieden werden können, daß aber, wenn 
jenes Ziel, über welches Alle einig ſind, nämlich die Wahrung der 
Rechte Deutſchlands, ſowie der Ehre und Macht Preußens erreicht wer⸗ 
den ſoll, es unumgänglich noͤthig iſt, für alle Fälle gerüſtet zu fein, 
„Ich ſpreche dem Herrenhauſe für die Zuſage feiner vertrauensvollen 
Unterſtützung Meinen Dank aus und mag der Hoffnung nicht entſagen, 
daß in beiden Häuſern des Landtages ſich die Hingebung an des Bater⸗ 
landes Aufgabe kräftig genug erweiſen werde, um jede Rückſicht auf 
ſchwebende Differenzen in den Hintergrund treten zu laſſen, und Mei- 
ner Regierung durch einmüthigen Beſchluß die Mittel zur Verfügung 
zu ſtellen, welche für die Löſung jener Aufgabe erforderlich find. 

Berlin, den 13. Januar 1864. 

0 Wilhelm. 

v. Bismarck. v. Bodelſchwingh. v. Roon. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
Graf zur Lippe. v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 
An das Herrenhaus. 

[Die Preßnovelle.] Vor einiger Zeit ſchon verlautete, daß die 
Preßnovelle in der betreffenden Commiſſion des Herrenhauſes eine Ver: 
ſchärfung erhalten habe. Beſtätigt wird dieſe Notiz durch den Wort⸗ 
laut des in der Commiſſion — wir wiſſen zwar nicht, ob ganz mwört: 
lich, aber gewiß im Weſentlichen — angenommenen Sechsparagraphen⸗ 
Amendements des Hrn. v. Below. Das Amendement, dem übrigens 

die Regierung zugeſtimmt hat, lautet: 
I. Das Verbot des ferneren Erſcheinens einer inländiſchen Zeitung oder 


Zeitſchrift iſt, nachdem wegen eines durch deren Inhalt begangenen Verbre⸗ 
FFF ren 
iche 
Verurtheilung . erfolgt iſt, ehr den Antrag des General⸗Staats⸗ 
Anwalts wegen Gefährdung der öffentlichen Wohlfahrt auszuſprechen. Ver⸗ 
e du Gem W der 88 29.75 „ Be) 8 15 3 8 
e auf Grund der 5, , 80, „102, 135, 152, 
156 des Strafgeſe 225 ergan jen ſind. — u, Dieſe Gefährdung der 
entlichen Wohlfahrt iſt als vorhanden anzunehmen, wenn die bisherige 
= er Fr geitung Fr Beil das Beſtreben 3 läßt 
er dahin gewirkt hat: ie rcht und die Treue gegen den König zu 
Saales ben den öffentlichen den durch Aufreizung der Angehörigen des 
öffentlich ner zu gefährden; 3) die Einrichtungen des Staates, vie 
tages un 85 örden und deren Anordnungen, die beiden Häufer des Land⸗ 
geſtellter Thale, Beſchläſe dure) Behauptung entftellter oder gehäſſig dar; 
a 1. Bergen oder durch Schmähungen und Verhöhnungen dem Haſſe 
zureizen, die Goſe auszuſetzen; 4) zum Ungehorſam gegen die Geſetze an⸗ 
Einrichtungen ober (acht und die Sittlichkeit zu untergraben, die Lehren, 
kannten Religions⸗G ellſch e einer der chriſtlichen Kirchen oder einer aner⸗ 
Disciplin zu untergraben, die — 9 Spott herabzuziehen; 5) die militäriſche 
— 8 die Wohlfahrt des eſitzloſen gegen die beſitzenden Klaſſen aufzu⸗ 
preis geb e All. lleber den enen Landes zu Gunſten des Auslandes 
— Ausf bla imer höheren fta g des Generalſtaatsanwalts entſcheidet 
aus Sach Ye Afbenien und 155 ee 5 Bee ante. 
mäßige Mitglieder der Appellations Gerichte erforderliche Bualiflaffon be: 
sen. Die Nitglieper dieſes Gerichtshofes werden von dem Könige auf drei 
abre ernannt. Ein Mitglied, welches im Laufe dieſer Periode ernannt wird 
bleibt nur bis zum Ende derjelben in Thätigkeit. Die ausſcheidenden Mit⸗ 
glieder können wieder ernannt werden. Zur Abſaſſun des Erkenntniſſes iſt 
die Theilnahme von wenigſtens 7 Mitgliedern des Gerichtshofes einſchließ⸗ 
lich des Vorfigenden erforderlich. — IV. Der Abfafjung des Erkenntniſſes 
geht eine mündliche Verhandlung in nicht öffentli itzung voraus, zu 
welcher der Verleger der Zeitung oder Zeitſchriſt unter Mittheilung des An⸗ 
— es des . Fe a aka Being 
urch einen Bevollmächtigten und des Gen orzuladen 
find, Bei dieſer Verhandlung wird der General⸗ Staatsanwalt mit — Be⸗ 
. Ae r un = ge ah feiner Ent je: 
ng ge — V. Bei der Entſcheidung hat de „ oſitive 
Beweisregelg nicht gebunden, 1 Yan, aus, dem ganzen Inbegriffe 
der ungen — re 8 ee der Sei DH 
eil, we mi inden verſehen ſein muß, wir Sitzung, in 
we die mün ie Berentung beendet word. ift, oder in einer dazu 
anberaumten neuen Sitzung berkündigt und au, Sage ag, een dem 
Verleger auf fein Verlangen ertheilt. — VI. Die öffentliche Bekantmachung 
ausgeſprochenen Verbots ift underzüglich nach beſſen Verkündigung von 
eiten des Gerichtshofes durch den „Staats⸗Anzeiger“ zu erlaſſen. 
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[Der Geh. Ober⸗Regierungsrah Dr. Brüggemann] begeht am 
18. d. M. ſein 50 jähriges Dienſtjubiläum. Am 31. März 1796 zu Soeſt in 
der Grafſchaft Mark geboren, wurde derſelbe ſchon in 1 — achtzehnten 
Jahre am 18. Januar 1814 zum Profeſſor am Gymnaſtum zu Düſſeldorf, 
im Jahre 1823 zum Director deſſelben ernannt. Im Jahre 1831 zum Re⸗ 
gierung⸗ und Schulrath beim Provinzial⸗Schulcollegium in Koblenz berufen, 
trug er zur Hebung des Schulweſens in der Rheinprovinz durch ſeinen amt⸗ 
lichen und perſönlichen Einfluß ungemein viel bei. In Anerkennung dieſer 
Wirkſamkeit wurde er im Jahre 1840 als Geheimer Regierung al ins 
Cultusminiſterium gezogen, in welchem er ſeit dem Jahre 1844 die Stelle 
eines vortragenden Rathes, ſeit 1851 mit dem Range als Geh. Ober⸗Regie⸗ 
rungs⸗Rath bekleidet. In dieſer Stellung hat er nicht bloß einen hervorra⸗ 
genden Einfluß auf die Entwickelung und Hebung des geſammten katholi⸗ 
ſchen Schulweſens in Gymnaſien und Voltsſchulen geübt, ſondern vermöge 
ſeiner umfaſſenden Erfahrung und Kenntniſſe und der Autorität, die ſeinem 
Rathe eingeräumt wurde, auch einen großen Antheil an der Leitung des 
Schulweſens überhaupt gehabt. 

[Der Abgeordnete Waldeck! hat das Anerbieten ſeines Wahl: 
kreiſes Bielefeld, ihn für den Gehalts⸗Abzug zu entſchädigen, dankend 
abgelehnt. 

[Die Heißſporne der Reactionspartei] am Hofe drängen 
zu energiſchen Repreſſionsmaßregeln nach dem Schluſſe der Seffion. 
Verordnungen gegen die Preſſe und zwar nicht wieder auf Grund des 
Verwarnungsſyſtems, gegen die Vereine und über das Budgetrecht des 
Unterhauſes ſind in Vorſchlag gebracht, wie weit mit Erfolg, läßt ſich 
bis jetzt noch nicht abſehen, allein wahrſcheinlicher iſt — die Ausfüh⸗ 
rung des längſt beabſichtigten Erlaſſes eines neuen Wahlgeſetzes. 

[Vom Bundestage.] Nach der „Südd. Ztg.“ iſt in der Bun⸗ 
destags⸗Sitzung vom 11. Dezember die ſchleswig⸗holſteiniſche Partei des 
Bundestags bei der Wahl eines Mitglieds des holſteiniſchen Ausſchuſſes 
für den in Urlaub befindlichen Hrn. v. Bülow abermals gegen die 
dänenfreundliche Partei in der Minderheit geblieben. Das genannte 
Blatt erzählt den Vorgang in folgender Weiſe: Im ſchleswig⸗holſteini⸗ 
ſchen Lager hatte man den darmſtädtiſchen Geſandten, Hrn. v. Biege⸗ 
leben, zum Nachfolger des Hrn. v. Bülow auserſehen, womit die ent⸗ 
ſchiedene Mehrheit des Ausſchuſſes wieder auf die gute Seite gebracht 
worden ſein würde. Man rechnete, ſchon bedeutungsvoll genug, nur 
auf die einfache Mehrheit von 9 Stimmen gegen 7. Hannover und 
Kurheſſen z. B. gehörten alſo am 11. noch notoriſch zum öͤſterreichiſch⸗ 
preußiſchen Anhang, wozu die 16. Curie (Hr. v. Linde) ohnehin im⸗ 
mer gerechnet wird. Es ergab ſich aber Stimmengleichheit, 8 gegen 8, 
und fo entſchied geſchäftsordnungsmäßig, obwohl bekanntlich der „Vorſitz 
ein bloßes Ehrenrecht iſt“, die Stimme des Hrn. v. Kübeck für den 
meckleuburgiſchen Geſandten, Hrn. v. Wickede. Wie es ſcheint, hat der 
Geſandte der Hanſeſtädte, der für die vier freien Städte zu wählen 
hatte, und deſſen Name jetzt der durch die Vorgänge in der hambur⸗ 
ger Vorſtadt St. Pauli bekannt gewordene Senator Rücker aus Ham⸗ 
burg iſt, gegen das Intereſſe der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache den Aus⸗ 
ſchlag gegeben. f f 

[In dem letzten Miniſterrathe, !] welcher am Freitag im kgl. 
Palais unter Vorſitz Sr. Maj. des Königs und unter Anweſenheit des 
Kronprinzen ſtattfand, ſoll es ſich nicht allein um Beſchlüſſe in Folge 
der jetzigen Pofition Preußens in der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage, ſon⸗ 
dern auch um die Berathung der Finanzmaßregeln gehandelt haben, 
welche bei der jetzigen Stellung des Abgeordnetenhauſes getroffen wer⸗ 
den müſſen. Darauf bezieht man die Heranziehung des Geh. Raths 
Coſtenoble, welcher bekanntlich mit dem Geh. Rath Illaire (Chef des 
Geh. Civil⸗Cabinets) jenem Miniſter⸗Conſeil beiwohnte und deſſen Be⸗ 
ziehungen zur königl. Bank bekannt find. 

[Die vielfachen Angebote des In- und Auslandes zur 
Uebernahme der neuen preuß. Anleihe) ohne Bewilligung der 
Volksvertretung, wovon das officiöſe Blatt berichtet, mögen wohl haupt⸗ 
ſächlich in der Phantaſte dieſes letzteren ihren Urſprung haben. In 
Wahrheit ſind, wie unterrichtete Perſonen verſichern, enorme Anſtren⸗ 
gungen gemacht, dieſe indeſſen bisher nur von mäßigen Erfolgen be⸗ 
gleitet worden. Am verfehlteſten waren die Bemühungen der Herten- 
häusler mit der Kron⸗Anleihe, es kam nicht viel über eine Million zus 
ſammen. Die Angabe jedoch, wonach man eine Mitgarantie des Kron⸗ 
prinzen verlangte, wird ſtark bezweifelt. 

[Truppenbeförderung.] Die „Kreuzztg.“ ſchreibt heute, un⸗ 
ſere früheren Nachrichten beſtätigend: Wie wir hören, wird in Folge 
der nunmehr abgeſchloſſenen Uebereinkunft zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich nicht nur die ſofortige Beförderung der zu dieſem Zweck bereits 
concentrirten preußiſchen Divifionen nach den Herzogthümern zur un⸗ 
verzüglichen Ausführung kommen, ſondern auch das Vorrücken der da⸗ 
zu deſignirten öſterreichiſchen Truppentheile nunmehr erfolgen. Nach 
den den Eiſenbahn⸗Verwaltungen, wie verlautet, zugegangenen Weiſun⸗ 
gen dürfte die Beforderung der preußiſchen Truppen vornehmlich auf 


der preußiſch⸗hamburger Verbindung, die der öſterreichiſchen Truppen, | 


wenn wir recht unterrichtet find, großentheild auf den ſchleſiſchen 
Bahnen ſtattfinden. — Wie verlautet, werden auch die vier jüngeren 
Garde⸗Infanterie-Regimenter (das 3. und 4. Garde⸗Regiment zu 
Fuß und das 3. und 4. Garde⸗Grenadier⸗Regiment) und die 
beiden Garde⸗Dragoner⸗Regimenter mobil gemacht, um als Reſerve 
für die nach Holſtein und Schleswig rückenden königlichenv Truppen 
zu dienen. Wie wir hören, werden dieſe Truppen unter dem 
Commando Sr. königl. Hoheit des Kronprinzen ſtehen. — In Folge 
allerhöchfter Cabinets⸗Ordre werden für die zur Bundesexecution in der 
däniſchen Angelegenheit mobil gemachten Truppentheile, mit Einſchluß 
des Detachements an der Jahde, Mantelkappen beſchafft, welche, zwi⸗ 
ſchen dem Kragen und den Falten am Rücken des Mantels befeſtigt, 
bei ſtrenger Kälte unter der Kopfbedeckung getragen werden ſollen. 
(Winterkleidung für das Militär.] Aus Münſter wird 
gemeldet: Nach einer Bekanntmachung der Intendantur des 7. Armee⸗ 
Corps ſollen für die an der Mobilmachung betheiligten Truppen 60,000 
Paar gewirkte baumwollene Unterhofen, bez. Unterhoſen von baum: 
wollenem Dreill, ſchleunigſt beſchafft werden. 
[Truppenbefoͤrderung.] Die „B.- u. H.⸗3.“ ſchreibt: Nach 
den Vorbereitungen zu urtheilen, welche die hannoverſchen Bahnen 
treffen, iſt die Beförderung der 13. Diviſton von Minden nach Har⸗ 
burg den 19. d. M. zu erwarten; von welchem Tage an ſelbſtver⸗ 
ſtändlich dieſe Diviſion aus dem Verbande des 7. Armeecorps austritt 
und unter den Oberbefehl des Prinzen Friedrich Karl geſtellt wird. Wir hören 
in der That auch, daß das Ausrücken der für die Occupation Schles⸗ 
wigs beſtimmten preußiſchen Truppen am 19. bereits definitiv ange⸗ 
ordnet ſei. Immerhin find aber Verzögerungen denkbar, zumal, wie 
ſchon geſtern von uns angedeutet wurde, Hannover dem Durchmarſch 
der preußiſchen Fruppen Schwierigkeiten entgegenftellen ſoll, denen ent⸗ 
gezen doch wohl nicht ganz ohne Weiteres der Durchmarſch er⸗ 
zwungen werden könnte. 2 
[Einmarſch in Schleswig.] Der 20. d. M. wird als Termin 
der Einrückung preußiſcher und oſterreichiſcher Truppen in Schleswig be⸗ 
zeichnet. Bis zum 17. Mittags hatte Sachſen ſein Verbot des Durch⸗ 
marſches kaiſ. öſterr. Truppen aufrecht erhalten, dagegen waren weder 
in Hannover noch Baiern den Großmachts⸗Truppen Durchmarſch⸗ 
Schwierigkeiten erhoben. Sofern wir richtig informirt find, ſollen alle 
Schwierigkeiten, die ſich däniſcherſeits der einſtweiligen Pfandnahme 
Schleswigs entgegenſtellen könnten, im Voraus beſeitigt, auch die Ga⸗ 
rantiepunkte für vollſtändigſte Inſcenirung des londoner Protokolls bereits 
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den Senat eingegangen fei, folgenden Inhalts: „Gegenüber den unge: 
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präciſirt worden fein. Der bier ſeit längerer Zeit anweſende Graf B. 
wird als der ſehr gewandte däniſche Unterhändler, durch deſſen Ver-? 
mittelung ſämmtliche Abmachungen erzielt ſeien, bezeichnet. > 

[Regſamkeit der militäriſchen Behörden.] 
gemeldete Artikel der „Nordd. A. 3.“ lautet: 

„Seit einigen Tagen herrſcht in Berlin von Seiten der militäriſchen Be⸗ 
hörden eine große Regſamkeit, die mit der ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegen⸗ 
5 und insbeſondere mit dem Beſchluß des Bundestages vom 14. in Zus 
ammenhang ſteht. Wie wir hören ift der däniſche Operationsplan mit Zus 
ziehung der hier anweſenden öſterreichiſchen Offiziere feſtgeſtellt, und die 
Marſchbewegungen der beiderſeitigen Truppen nach Norden ſtehen nahe be⸗ 
vor. Hierbei würden die öſterreichiſchen Truppen wahrſcheinlich die 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Etſenbahn benutzen, um das Königreich Sachſen 
unberührt zu laſſen, deſſen Bundestag ⸗Geſandter beim Bundestage 1a 
erklärt hat, es ſei den preußiſchen und öſterreichiſchen Truppen nicht zu ger 1 
ſtatten, durch Holſtein ihren Marſch zu nehmen, weil dieſes Bundesland ſei. 
Dieſe Erklärung wird aber das Einrücken der beiderſeitigen Truppen ſchwer⸗ 
lich hindern, ſobald die kurze Friſt abgelaufen ſein wird, welche die beiden 
Großmächte in einem Ultimatum an Dänemark jetzt ſtellen werden. 

Es wird von einigen Seiten wiederholt verſucht, Differenzvunkte der Per 
litit Oeſterreichs und Preußens in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache e 
zu machen; indeſſen wird durch jeden neuen Akt der Großmächte ihr volle 
Einverſtändniß nur beſtätigt. Wir ſind auch im Stande, die Nachricht der 
„Europe“ zu dementiren, welche ein Auseinandergehen der beiden Machte in 
Deu auf die een in Holſtein behauptet. Das franzölifhe Blatt 
will nämlich wiſſen, daß der Antrag der Bundescommiſſarien, Hrn, Blome 
oder Scheel⸗Pleſſen zum Präſidenten der neuen 5 Regierung zu 
ernennen, Widerſpruch bei Preußen gefunden habe, indem dieſes von dem 
Präſidium nicht bloß die beiden genannten Kandidaten, ſondern auch ihre 
anze Partei ausgeſchloſſen wiſſen wolle, während Oeſterreich ſich dem Vor⸗ 
lage der Bundescommiſſarien angeſchloſſen habe. Wie wir hören, gehen | 
auch in dieſer Beziehung beide Mächte Hand in Hand. Angeſichts der Ueber: | 
einſtimmung Preußens und Oeſterreichs in allem, was dis ſchwebende Tages⸗ ö 
frage betrifft, hat man nicht verfehlt, von einer Garantie Benetiens durch 
die preußiſche Regierung u, dergl. das Publikum zu unterhalten. Auch dies 3 
ift eine leere Erfindung. Die Garantiefrage wegen Venetien ift bei den Un⸗ 
e zwiſchen Preußen und Oeſterreich gar nicht zur Sprache ge⸗ 
ommen. . .” 
Boten, 16. Jan. Die beiden Herren Referendar Wladislaus 
Wierzbinski und der ehemalige Realſchullehrer Kaſimir Schulz, 
welche am 12. d. M. hier verhaftet und auf dem Fort Winiary abge⸗ 
liefert worden, find auf Requiſition des Kammergerichtsraths Krüger 
geſtern, Erſterer mit dem Mittagszuge, Letzterer dagegen mit dem 
Abendzuge unter Begleitung von Polizeibeamten nach Berlin an die 
Hausvogtei abgeſchickt worden. Z 2 (Poſ. 3.) 

Dem hieſigen Conditor Hrn. Pfitzner iſt ſeitens der königlichen 
Staatsanwaltſchaft eröffnet worden, daß bis auf Weiteres alle an 
ihn ankommenden Briefe von der Poſtbehörde zuerſt an die königliche 
Staats-Anwaltſchaft ausgeantwortet, dort geöffnet und ſo⸗ 
dann erſt ihm zugeſtellt würden. Zugleich ſind Herrn Pfitzner 
von derſelben die vorgeſtern angekommenen Briefe — bereits geöffnet, 
übergeben worden. Auf Requiſition des Staats⸗Gerichtshofes find in er 
den letzten Tagen die Herren Sigismund v. Wichlinski aus dem Kreiſe 
Wreſchen und v. Kierski aus Brzezin, Kreis Wongrowiec, verhaftet. ker 


(Oſtd. 3.) 
Deutſchland. 

Frankfurt, 15. Jan. [Zur Abſtimmung über die Ber 
ſetzung Schleswigs.] Wie wir aus einem frankfurter Telegramm 
der „Karlsr. Z.“ erſehen, haben ſich in der geſtrigen Bundestagsſitzung 
für den darmſtädtiſchen Antrag (auf unmittelbare Occupation 
Schleswigs) oder in analogem Sinne 8 Stimmen erklärt. Nach einem 
Telegramm der „Weimar. 3.” haben Reuß j. L. und Waldeck in der 
16. Curie in nationalem Sinne diſſentirt. 

Frankfurt, 16. Jan. [Dementi.] Die „Neue Frankf. Ztg.“ 
erklärt die Nachricht in berliner Blättern, das Bankhaus Rothſchild 
habe bezüglich einer ſogenannten Kronanleihe der preußiſchen Re⸗ 


Der telegr. 4 it 


gierung Anerbietungen gemacht, für unbegründet. 8 

Dresden, 16. Jan. [Gegen den bekannten Artikel der ee 
„Wiener Abendpoft‘‘) ſchreibt das officielle „Dresdner Journal“: Be: 
Um das Ergebniß der letzten Abſtimmung vorauszuſehen, bedurfte es 
nicht erſt der Asiaten in den Mittel- und Aleinftanten, ſondern es genügte 12 


eine oberflächliche Kenntniß des Standpunktes, welchen die überwiegende 
Mehrzahl der deutſchen Regierungen eingenommen hat, und gegen weſchen 
das Mittel identiſcher Preſſion nicht ein zweitesmal mit Erfolg anzuwenden 
war. Schon bei der Abſtimmung vom 7. Dezember wäre die Majorität ums 
zweifelhaft gegen die beiden Mächte ausgefallen, wenn nicht einige Regie: 
rungen ſich durch die Zuſicherung hätten beruhigen laſſen, daß die Execution 
ſchleunigſt ins Werk geſetzt werden müſſe, um nur die Dänen aus Holſtein 
zu entfernen, und daß damit der Erbfolgefrage gar nicht präjudicirt werde. 
Hätten dieſe Regierungen damals vorhergeſehen, wovon ſich andere allerdings 
Rechenſchaft gaben, daß die Abſicht dahin gehe, den londoner Vertrag 1 
unter allen Umſtänden zur Geltung zu bringen, alſo die gu 5 
ſage der Are der Suecefſtonsfrage eine Tauſchung we 
ei, fo würden fie für die Occupation geſtimmt und die Minorität zur Mas, 7 


jorität ſcharſer haben. Dieſes Vorgangs eingedenk, hat man diesmal der 


Sache ſchärfer ins Geſicht geſehen und mit Ausnahme von 3 Stimmen bar 

ben ſämmtliche Bundesglieder einen Antrag abgelehnt, deſſen Zweck und Erz ; 
[el abermals eine Befeſtigung des londoner Vertrags war. Sobald Dänemark 2 
lug genug iſt, dies einzuſehen und der geſtellten Aufforderung Folge giebt, > 


oder wenn es, ohne nachzugeben, feine Truppen unter Proteſt zurückzieht, iſt 
jener verhängnißvolle Crſolg erreicht. Nur wenn es Widerſtand leiſtet oder 
wenn durch irgend einen partiellen Conflict es 705 Blutvergießen kommt, 
nimmt die Sache eine andere Wendung. Das Eine iſt eine Unwahrſchein⸗ 
lichkeit, das Andere ein Zufall. Auf Beides pflegt man einen der en 2 
Entſchluß nicht zu begründen, und ſelbſt bei dem Eintritte dieſer Eventna⸗ a 
litäten iſt ein raſcher Waffenſtillſtand, wie 1848, eine noch größere Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit. Die Regierungen, welche den öſterreichiſch⸗ preußiſchen Ane 
derwarfen, ſcheuen nicht den Krieg, aber ſie wollen, daß das deutſche Vo 
klar wiſſe und erkenne, wofür er unternommen werde, weil nur unter dieſer 2 
Vorausſetzung auf feine nachhaltige Unterſtützung zu rechnen it. Es iſt ein 
großer Irrthum der „Wiener Zeitung“, zu behaupten, nach dem dorgeſtrigen i 
Votum ſei außer Oeſterreich und Preußen kein deutſcher Staat dazu beru ne 
und berechtigt, die Sache in die Hand zu nehmen. Der Antrag der groß. 
de Regierun nt noch auf der Tagesordnung, und würde ein ana⸗ 

ger Beſchluß gefaßt, jo würde die Majorität ebenſo berechtigt ſein, ihn 
auszuführen, als die beiden Mächte nicht berechtigt find, ohne Zuſtimmung 
des Bundes in Holſtein einzurücken, nachdem der „Geſammtbund“ abgelehnt 
15 „ſich einen 2 der Ehre einräumen zu laſſen“, einen Vertrag zu ber 
eſtigen, den der Bund eben im Begriff ſteht, zu verwerfen. Oder 5 — 
etwa die Abſicht, ſich vom londoner 5 loszuſagen, und der am 7. De⸗ 
zember vorbehaltenen Entſcheidung in der Erbfolgefrage Geltung zu verſchaf⸗ 
ten, ſobald in Schleswig ohne Schwertſtreich „eingetreten“ worden iſt? — 
Vielleicht giebt die „Wiener Ztg.“ darüber Auskunft. 

Leipzig, 16. Jan. [Volksverſammlung.] Geſtern Abends 


fand hier eine große Volksverſammlung ſtatt. Profeſſor Wuttke trat 4 
als Sprecher auf. Es wurde folgende Reſolution gefaßt. Die Ver Be 
ſammlung erklärt: Der londoner Vertrag iſt unverbindlich. Die 


Eigenmächtigkeit der deutſchen Großmächte conſtituire den offenen 
Bundesbruch. Die Landes vertretungen Preußens und Oeſterreichs 
ſeien mitverantwortlich, und alles ſei daranzuſetzen, den Bundesbruch 
zu verhindern. 5 

Bremen, 13. Ja. [In der heutigen Sitzung der Bür⸗ 
gerſchaft], der erſten in der neuen Legislaturperiode, wurde Dr. 
F. A. Meyer zum Präjidenten gewählt. Man ſchritt ſodann zur Be⸗ 
rathung des Etats. Bei Punkt 7 Nachbewilligung zum Fonds der 
deutſchen Bundeskaſſe, theilt der Präſident mit, daß ein Antrag an 


bührlichen Verzögerungen, welche die Entſcheidung der Succeſſionsfrage 


am Bundestage erleidet, auf ungeſaumte Entſcheidung zu dringen, und 
dabei mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln hinzuwirken, daß der 
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5 Beſchluß den Rechten gemäß ausfalle.“ Buff ſucht in einer längeren 


Rede den Antrag zu motiviren und empfiehlt denſelben zur Annahme. 
Ordemann ſchließt ſich demſelben an, indem er bemerkt, daß es Pflicht 
ſei, ſeine Stimme zu erheben und ſtellt ein Amendement zu dieſem 
Antrag: „den Senat um eine zuſtimmende Rückantwort zu erſuchen.“ 
Nach längerer Debatte wird zuerſt der Antrag des Senats, 2000 Thlr. 
zu den Beiträgen zur deutſchen Bundeskaſſe zu bewilligen, angenom⸗ 
men. Hierauf wird der Antrag Dr. Tetens ꝛc. mit dem Amendement 
Ordemanns gleichfalls genehmigt. 

chwerin, 14. Jan. [Truppenbeförderung.] Aus Ha⸗ 
genow wird uns unter dem 13. d. M. geſchrieben: Allen Stationen 
der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn iſt heute der Befehl zugegangen, 
heute und morgen ſämmtliche zum Militär⸗Pferdetransport eingerichtete 
vierräderige Güterwagen nach Berlin und ſämmtliche Lowries (unbe⸗ 
deckte Güterwagen) zum Transport von Munitionswagen c. nach Frie⸗ 
ſack ungeſäumt zu ſchicken. Wann die Militär⸗Extrazüge beginnen, iſt 
noch nicht beſtimmt; aus Obigem geht heevor, daß ſolche in den näch⸗ 
ſten Tagen zu erwarten ſind. 

In Sachen Schleswig ⸗Holſteins. 

Hamburg, 14. Jan. [Widerlegung.] Die „H. B.⸗H.“ 
veröffentlicht folgende Erklärung des däniſchen Oberpoſtamtes in Ham⸗ 
burg: Verſchiedene öffentliche Blätter haben in letzterer Zeit Artikel ges 
bracht, die mehr oder weniger verſteckt die Anſicht äußern, als würde 
das Briefgeheimniß beim hieſigen königl. däniſchen Oberpoſtamte nicht 
mehr gewahrt. Beſchuldigungen der Art bedürfen vorausſichtlich in den 
Augen desjenigen Theils des Publikums, welcher eine genauere Kennt⸗ 
niß der Verhältniſſe beſitzt, kaum der Widerlegung; das Oberpoſtamt 
glaubt aber im Intereſſe derjenigen Correſpondirenden, welche weder das 
Amt noch die Beamten deſſelben kennen, ſich veranlaßt ſehen zu müſſen, 
die obige Inſinuation für eine böswillige Verleumdung zu erklären, 
indem das Briefgeheimniß hierſelbſt unter allen Umſtänden nach wie 
vor heilig gehalten iſt und werden wird. C. Holck. 

Hamburg, 16. Jan. [Acht Extrazüge mit preußiſchen 
Truppen,] beſtehend aus Artillerie, Pontonier⸗Corps, Krankenwagen 
und ſonſtigem Fuhrweſen, werden heute und morgen von Berlin nach 
Wittenberge befördert, von wo der Marſch nach Lübeck und Umgegend 
zu Fuß fortgeſetzt werden ſoll. Als Beförderungsmittel ſind, außer 
einer Anzahl Perſonenwagen, welche zum Transport von 6 bis 7000 
Mann hinreichen, 40 Wagen zu Pferden und 40 offene Güterwagen, 
ſogenannte Lowris, requirirt worden. Die Züge folgen einander in wei⸗ 
ten Zwiſchenräumen, indem der erſte heute Früh und der vierte heute 
Abend ſpät von Berlin abgeht. N.) 

Rendsburg, 14. Jan. [Militäriſche Zufammentunft.] 
Geſtern hat der Befehlshaber der däniſchen Truppen im Kronwerk, von 
Bülow, eine Unterredung mit dem hieſigen Platzkommandanten, dem 
ſächſiſchen Oberſt von Bornsberg, in der Wohnung des letzteren am 
Paradeplatz gehabt. Bülow hatte hin und zurück durch die Straßen 
der Stadt ſächſiſche Eskorte. Der Zweck ſeines Kommens wird ge⸗ 
heim gehalteu; vielleicht betrifft es nichts anderes als die dreifarbigen 
Fahnen von den Thürmen, an der Kronwerker⸗Schleuſe ꝛc., welche 
fortwährend den Dänen ein ſchreckliches Aergerniß ſind, und am Tage 
vorher wegen der Anweſenheit der Bundeskommiſſare reicher als ge⸗ 
wöhnlich entfaltet waren. A. M.) 

Süddithmarſchen. [Adreffe und Antwort des Her⸗ 
zogs Friedrichs VIII.] Bei Ueberreichung einer Adreſſe des ſüd⸗ 
dithmarſcher Landescollegiums an den Herzog bemerkte der Kirchſpiel⸗ 
vogt Aye, als Sprecher, unter Anderm, daß die Deputation aus einer 
freien, wohlorganiſirten Commune komme, deren Heil und Segen auf 
einer geregelten Selbſtſtändigkeit und Freiheit beruhe; daß dem Herzog 
das ſchöne Loos beſchieden ſei, ſein Regierungsrecht auf den legitimen 
Titel des Erbrechts und auf die Stimme und Wahl des Volkes ſtützen 
zu können; daß ganz Schleswig⸗Holſtein die feſte Zuverſicht habe, daß 
der Herzog mit Gottes und ſeines Volkes Hilfe unſere gerechte Sache 
einer ſchönen Zukunft entgegenführen werde ꝛc. Auf dieſe Anrede ant⸗ 
wortete der Herzog etwa Folgendes: 

„Er freue ſich IK eine Deputation aus dem, freien Dithmarſchen zu 
empfangen. Er ſelbſt wiſſe, wie unendlich wichtig ein ſelbſtſtändiges, freies, 
communales Verfaſſungsleben ſei; das freie communale Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht biete auch die erſte und beſte Bürgſchaft für ein freies, gedeihliches, 
1 Leben. Schwere Zeiten ſtänden bevor und Opfer wären erforder⸗ 
ich, zu deren Darbringung, wie er überzeugt ſei, das olk freudig bereit 
ſein werde, und dies dürfe er auch nach den geäußerten Geſinnungen von 
den Dithmarſchern hoffen, wenn nur das Ziel erreicht würde; dies ſei nur 
erreicht, wenn auch Schleswig befreit wäre. Er habe es nicht blos gehofft, 
fondern auch ſchon früher in Deutſchland ausgeſprochen, daß fein Volt zu 
ihm ſtehen und ſeine Rechte vertheidigen werde; wenn es auch etwas lang⸗ 
ſam gehen werde, ſo wiſſe er, daß das Intereſſe und der Eifer ſeines Volkes 
um ſo nachhaltiger ſein würden. Er hoffe, Dithmarſchen bald ſelbſt mal zu 


beſuchen und wünſche aus eigener Anſchauung das Volk und feine Zuſtände | 69 


kennen zu lernen.“ 


err Kopenhagen, 13. Januar. [Die verabſchiedeten 


Oberbeamten der plöner Regierung. — Der mißliche Zu: 


ſtand in Südſchleswig.] Der Regierungs⸗Präſident, Graf Fritz 
Moltke, und die vier Regierungsräthe: Kammerjunker v. Warnſtedt, 
Kammerjunker von Roſen, Etatsrath Schultze und Kammerjunker von 
Rumohr, ſämmtlich aus der nach der Idee der Bundescommiſſäre um⸗ 
geänderten fog. koͤnigl. holſteiniſchen Regierung zu Plön, find jetzt hier 
anweſend, wahrſcheinlich um ihren noch würdigeren Collegen, Geheim⸗ 
roth v. Scheele und Kammerjunker v. Willenmös⸗Suhm, einſtweilen 
Geſellſchaft zu leiſten. Auf die Weiſe ſammelt ſich hier eine nette 
Clique, — Trotz der Schimpfreden der däniſchen Blätter über wahr⸗ 
heitswidrige deutſche Zeitungsangaben in Sachen Schleswig⸗Holſteins 


herrſcht bezüglich des traurigen Zuſtandes in Südſchleswig zwiſchen 


deutſchen und däniſchen Angaben das ſchönſte Einvernehmen, was jeden⸗ 
falls nicht zu Gunſten der däniſchen Anfeindungen ſpricht. Sogar das 


eiderdäniſche „Dagbladet“ muß nämlich einräumen, daß 14,000 Mann 


däniſcher Beſatzung (bei einer Bevölkerung von ctwa 12,000 
Köpfen) für die Stadt Schleswig eine zu ſchwere Bürde ſei, und 
daß die Schließung mehrerer dortiger Bürgerſchulen zum Zwecke der 


Errichtung neuer Hoſpitäler für die mehr und mehr ſich anhäufenden 


Kranken der däniſchen Armee ohne Erſatz für die lernende Welt, wie 
auf die wahrſcheinliche Beanſpruchung der ſchleswiger Gelehrtenſchule 
zu militäriſchen Zwecken bedauert werden müſſe! Wenn nun die un⸗ 
terdrückenden Dänen ſo reden, was ſollen dann die unterdrückten 


Schleswiger fagen? — — 


** Breslau, 17. Jan. [Oeſterreichiſche Truppentrans⸗ 
porte.] Die Conferenzen der höheren Eiſenbahnbeamten über die 
zweckmäßigſte Beförderung der öfterreichiihen Truppen dauerten heute 
fort; dem Vernehmen nach iſt nunmehr eine neue, aber noch nicht 
definitiv feſtſtehende Vereinbarung erzielt. Nur jo viel ſcheint beſtimmt, 
die Beförderung wird ſich nicht, wie anfänglich projectirt, in ein Paar 
Tagen ermöglichen laſſen, ſondern eine ganze Woche dauern. Man 
hat namentlich darauf Bedacht genommen, daß die Truppen bei der 
herrſchenden Kälte die Fahrt von Wien nach Hamburg nicht ununter⸗ 
brochen fortſetzen können; deshalb iſt mit Genehmigung der jetzt hier 
verweilenden preuß. Generalſtabs⸗Offtziere beſchloſſen, jeden Trans: 
port Oeſterreicher auf 24 Stunden in Breslau einzuquar⸗ 
tiren. Dagegen müſſen wir die Angabe der wiener „Preſſe“, welche 


— 


154 
die 30,000 Oeſterreicher in Berlin „Unter den Linden“ vor Sr. Maj. 
dem Könige Revue paſſtren läßt, ſtark bezweifeln; denn ſchwerlich dürfte 
das öͤſterreichiſche Corps in der preußiſchen Hauptſtadt concentrirt wer: 
den. Nach den neueren Dispoſitionen ſollen vom 23ten d. Mid. an 
täglich acht öͤſterreichiſche Militär = Ertrazüge hier eintreffen und 
vom 24ſten d. an ebenſo viele über Berlin nach der ſchleswig⸗holſtein⸗ 
ſchen Grenze weitergehen. Die Beförderung geſchieht innerhalb 7 Ta⸗ 
gen, wobei insgeſammt 50 Extrazüge erforderlich find. Die Nieder⸗ 
ſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn ſtellt ihre eigenen Transportmittel; nur 
diejenigen Wagen, die mit Geſchützen und Munitionskarren beladen 
ſind, gehen weiter. Für die nöthigen Arrangements haben die Etap⸗ 
pen⸗Commiſſare geſorgt; die Ankunft der fremden Truppen erfolgt auf 
dem oberſchleſiſchen, die Abfahrt auf dem niederſchleſiſch⸗märkiſchen Bahn⸗ 
hofe. 
iſt Näheres bis jetzt nicht bekannt. 


„Breslau, 18. Jan. [Die Kälte! dauert in verſtärktem 
Maße fort. Während geſtern das Thermometer (im Freien an der 
Oder) minus 16 Gr. R. zeigte, hat ſich heut die Kälte nur um einen 
Grad gemindert; dabei weht aber ein ungemein ſchneidender Südoſt⸗ 
wind. Ebenſo meldet man aus dem Südoſten: Schnee bedeckt die Stra⸗ 
ßen Konſtantinopels in ſolchen Maſſen, daß er den Verkehr er⸗ 
ſchwert und gefährlich macht. Es hat dort durch drei Tage unter hef⸗ 
tigen Stürmen ohne Unterlaß geſchneit. In der Umgegend haben ſich 
Wölfe gezeigt. — In Turin zeigte der Réaumur'ſche Thermometer 
am 12 d. M. — 12% Gr. 

Breslau, 18. Januar. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: neue 
Tauenzienſtraße Nr. 85 zwei weißleinene Bettdecken, zwei dergleichen Bett⸗ 
Tücher, zwei Deckbett⸗ und vier Kopfkiſſen⸗Ueberzüge, ein leinenes Frauen⸗ 
Hemde und zwei Handtücher; Zwingergaſſe Nr. 6 eine goldene Broſche, eine 
ſeidene Hutſchleife, eine Kleidtaille, drei Hemden, eine weiße Haube, zwei 
Schürzen, ein Betttuch, ein Paar Glace⸗Handſchuhe und 15 Silbergr. baares 
Geld; Goldeneradegaſſe Nr. 26 ein goldener Siegelring mit rothem Stein, 
eine vergoldete Gliederkette, zwei Viertel⸗Looſe der Lotterie, Loos Nr. 14437 
und 19667, und circa zwei Thaler baares Geld; Neueweltgaſſe Nr. 31 ein 
Deckbbett und ein Kopfkiſſen mit roth⸗ und weißkarrirten Ueberzügen und 
blaugeſtreiften Inletten, ein Deckbett und ein Kopfkiſſen mit blaugeſtreiften 
Ueberzugen und dergleichen Inletten, ein Unterbett mit blaugeſtreiftem ars 
und zwei Betttücher. (Pol.⸗Bl.) 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Altona, 18. Jan. Der ſchleswig⸗holſteinſche Verein in 
Pinneberg beſchloß: In jeder Occupation unſeres Landes, 
welche ſchließlich das londoner Protokoll zur Geltung bringen 
will, erblickt das ſchleswig⸗holſteinſche Volk einen Act offen⸗ 
barer Gewalt, härter noch, wenn ſie von Süden, woher uns 
Hilfe kommen ſollte, als wenn ſie von Norden (Dänemark) 
herbeigeführt wird. 1 

[Angekommen 10 Uhr 15 Min. Vorm.] (Wolff's T. B.) 

Newyork, 5. Jan. Die Kriegsberichte ſind unbedentend. 
Aus Mexico vom 20. v. Mts. wird das Gerücht gemeldet, 
Doblado habe ſich den Franzoſen unterworfen. Aus Japan 
verlautet vom 1. Dezember: Der Conflict zwiſchen dem Tai⸗ 
kun und den Daimios habe die Angelegenheiten Japans ver: 
beſſert. (2) Die europäiſchen Truppen find noch immer im 
Beſitze Kanagavas. f 8 

[Angekommen 10 Uhr Vorm. (Wolff's T. B.) 

Madrid, 16. Jan. Nachdem die Cortes in der conſti⸗ 
tutionellen Neformfrage gegen das Miniſterium geſtimmt, hat 
letzteres ſeine Demiſſion eingereicht, die von der Königin an⸗ 
genommen wurde. 

[Angekommen 10 Uhr 15 Min. Vorm. ] (Wolff's T. B.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Bas Luft- Winds 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Neaumur. ] rometer, | ratur, Stärke. 
Breslau, 16. Jan. 10 U. Ab.] 841,80 —13,8 ED, 2. Heiter. 
17. Jan. 6 U. Mrg.] 341,31 —16,4 SD. 2. Heiter. 
2 U. Nachm. | 340,82 —11, 1] ED. 2. Heiter. 
10 U. Abds. J 340,49 — 13,0] SO. 2. Heller. 
18. Jan. 6 U. Mrg.] 339,78 —15,0 ] SO. 1. eiter. 


Breslau, 18. Jan. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 23. U.⸗P. 1 F. 8 3. 
Eisſtand. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 16. Januar, Nachm. 3 Uhr. Die Rente begann zu 66, 52, hob 
ſich, als man an der Börfe wiſſen wollte, daß zwiſchen Deutſchland und Däne⸗ 
mark ein Waffenſtillſtand abgeſchloſſen worden ſei, auf 66, 70 und ſchloß zu 
dieſem Courſe in feſter Haltung. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 91% 
eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 66, 70. Italien. 5proz. Rente 
„ —. Ital. neueſte Anleihe —. Zproz. Spanier 49%. Iproz. Spanier —. 
Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 392, 50. Credit⸗Modilier⸗Altien 1028, 75. 
Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 521, 25. a 

London, 16. Jan, Nachm. 3 Uhr. Türk. Conſols 46%. Silber 62%. 
Wetter kalt. Conſols 91%. Iproz. Spanier 46%. Mexikaner 35%. Sproz. 
Ruſſen 92. Neue Hufen 88%. Sardinier 85. : £ 

Wien, 16. Jan., Nachm. 12% Uhr. Ziemlich beliebt. Sprogentige 
Metalliques 72, 70, 4 proz. Metalliques 64, —. 1854er Looſe 90, —. 
Bank» Aktien 790, —. Nordbahn 169, 20. National» Anlehen 80, 10, 
Credit⸗Aktien 180, 30. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 188, 50. London 
120, —. Hamburg 90, 90. Paris 47, 45. Gold —. Böhmiſche Weit: 
bahn 55 50. Neue Looſe 132, 50. 1860er Looſe 92, 30. Lomb. Eiſen⸗ 

ahn 246, —. 

Frankfurt a. M., 16. Jan., Nachm. 2% Uhr. Anhaltend günſtige 
eig 2 für Bfterreichifche Spekulations Papiere bei wenig belebtem 
Umſatze Böhmiſche Weſtbahn —. Finnländiſche Anleihe 84%. Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 188. Wiener Wechſel 96%. Darmſtädter 
Bank⸗Aktien 210, Darmſt. Zettel⸗Bank 250%. 5proz. Metalliques 58%. 
4 proz. Metall. 51. 1854er Looſe 72%. Oeſterr. National⸗Anleibe 64%. 
Oeſterr.⸗Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 184. Oeſterr. Bankantheile 763. 
Oeſterreich. Credit⸗Aktien 174. Oeſterreich. Eliſabetbahn 112. Rhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 24%. Heſſ. Ludwigsbahn 123%. Neueſte öſterr. Anleihe 76%. 

ig 16. Jan, Nachm. 2% Uhr. In öſterreichiſchen Effekten ziem⸗ 
liches Geſchäſt; auch in Staatspapieren zu Kapitalanlagen war einiger Umſatz 
und die Stimmung eine feſtere; die Börſe ſchloß jedoch wieder eher etwas 
matter. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 66, « Oeſterr. Credit⸗Aktien 74. 
Vereinsbank 103%. Norddeutſche Bank 102%. Aheiniſche 93. Nordbahn 
54%. Finnländ. Anleihe 84% B. Disconto 4. 

Hamburg, 16. Jan. [Getreidemarkt!l unverändert; die geſtrigen 
und heutigen Frühjahrsverkäufe ab dänischen Inſeln circa 5—6000 Tonnen 
find Deckungsverkäufe, meiſtens zu 93 Schilling. Oel Mai aße Oktober 
24%. Kaſſee. Die Riodepeſche hat eine 1. — Haltung der Kaffee⸗Inhaber 
vernrſacht. Umſätze beſchränkt. Zink ohne Umſatz. 

Liverpool, 16. Januar. [Baumwolle.] 5,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe feſter. Fair Dhollerah 23%. 

rundloſe Gerüchte hin, die 


Berlin, 16. Jan. Auf verſchiedene wohl grundl: 
meiſt aus der auf eine Conferenz hinweiſenden Situation geſchoͤpft find, er⸗ 
öffnete die Börſe in etwas weniger muthloſer Stimmung. Durch das Be: 
kanntwerden der karlsruher Depeſche wurde ſie jedoch bald wieder an ihre 
geſtrigen Befürchtungen erinnert. Die Stimmung wurde bald ſehr flau und 
namentlich wurden öſterreichiſche Effecten, die ſich in Folge beſſerer wiener 
e (Credit 180. 90) höher geſtellt hatten, gedrückt. Eiſenbahnactien 

ehaupteten häufig zwar den Coursſtand, den fie Anfangs eingenommen, 
und der bin und wieder höher war als geſtern; die Offerten behaupteten 
jedoch beim Mangel aller Kaufluſt den Plaz und nagten denn 
auch hin und wieder am Courſe, der ſich ſchließlich denn auch allgemein nie⸗ 
driger ſtellte. Da das Geſchäft ſich auch in öſterreichiſchen Papieren noch 
Sa einſchränkte, fo hatte der Verkehr in dieſen denſelben Verlauf, doch er⸗ 
hielt ſich der Coursſtand bei ihnen doch immer noch über dem geftrigen, zus 


Ueber die eventuelle Einquartirung der Mannſchaften und Pferde] 


mal eine ſpätere Depeſche die 1215 Age . des Statuts der 
u 


eſchäftslos, daß 
1 ‘ u. 9.8.) 


Berliner Börse vom 16. Januar 1864. 


Creditanſtalt meldete. Der Börfenf 5 war übrigens 
ſchon vor 2 Uhr die meiſten Plätze verlaſſen waren. 


Fonds- und Geld -Course. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Freiw. Staats-Aul...4%193%, bz. 
Saale al. von Jö [104% ba. gene ie n 
ito 50. 5214 94% bz. Aachen-Düsseld.| 3 366002, G. 
dito 185414 100 ba Aachen-Mastrich| — | — 284 B 
dito 18551414100 b Amsterd-Rottd. 5,5] 6 4 [101% 6. 
dito 1856]442 1100 @ Berg.-Märkische 5 6% 104 b. 
dito 185711486 1100 bz Berlin- Anhalt.. .| & 8 614 18 bz. 
dito 18591441100 bz. Berlin-Hamburg| 6 6% 119 8. 
1858/4 |95%, B. Borl.-Potsd.-Mg. 11 14 178 ba 


Berlin-Stettin. . 7% % 
Böhm. Westb. . 
Broslau-Freib. 5 8 
Oöln-Minden.. 12 "2 . 
Cosel-Oderberg.— #4 


dito 
3taats-Schuldscheine]344 8 ½ br. 
Präm,- Anl. von 18660% 120 be. 


3 \Eommersche, a 


= }Posensche..... Per — 5 St.-Prior.] — — 
Fo 319%, 0 üto dito — | — — — — 
/ dito neue Fi 34. bs Ludwgsh.-Bexb. 8 9 137 1 
schlesische. 3% 2% B Magd.-Halborst. 2225 %% 277% 0 
Kur- u. Neumärk. d 137 52. M Leipzig.. ‚17 17 — 
Pommersche. 4 [97 bz NMagd.-Witktenbg.] 114] 1% (67 8. 
#1 Posenscho. ..... 4 4 a. Mainz-Ludwgsh.| 7_ | 7 118½ ba. 
5 /Preussische. ... . 4 b a Mecklenburger. ] 2 2 61 b 
3) Westph. u. Rhein d 47% B. Neisse-Brieger. .| 3%] 4 80%, bz 
Sächsisch 4 1975 6. Niedrschl.-Märk.] 4 25 94% b 
Schlesische. ... 4 1374 ba. Niedrschi. Zwgb.] 1% 60 


Ne N 
Louisd'or 110 B. Oost.Banku. 2 b f. — 
eee eee e eee 
Ausländische Fonds. dito C., J 77,105 18141145 4 144%½% br 
desterr. Metalliquee.j5 0 % ba, Qestr. Fr. St.-B. 65. — 1034, A etw al 
dito Nat.-Anl. . 0 [66% à , bz. ostrsüdi. St.- B. SE} 136, 130,136 ¼ b 
dito  Lott.-A.v.605 [16% a 161%, bz. Oppeln. Tarn. 28% 55% ba. 
dito 54er Pr.-A. A 74 v2. einis che 5 6 94 02. 
dito Eisenb.-L. .| |13% ba. dito Stamm-Pr.| 5 | 6 104% 6 
uss. Engl. Anl. 186 4%; |S6% ba. Rhein-Nahebahn] — | — 25 bK. 
dito 4½% Anl... Al — — Rhır.Cr£.K.Gldb.. 311 4596 G. 
dito Pohu. Sch. Ob.J! |7114 d er 
Poln. Pfandbr.....: ıI- — — Thüringer 6% 7414 20 6. 


dito III. Km. 4 7% bz 


Poln. Obl. a 500 Fl. A MY, 8. 
ee 90 52 Bank und Industrio-Papiere. 
dito à 200 Fl. - Berl. Kassen-V. | 54; 5j8j4 [114 B 
Kurhess. 40 Thlr. . . 52%, G. Braunschw. B., 4 | 4 4 64 etw. ba u. G. 
Baden. 35 Fl. Loose. I- [2u%, ‘* Bremer Bank. . 51 4 j4 163 8. 
—ͤ —ä(D2œ—ͤ nn — — 1 
Eisenbahn- Prloritätz-Aotien. n 105,0 15 b.) 
Berg.-Märkische . 4 m Geraer Bank. ..| 5%) 71414 1 . 
dito 114% 60 Gothaer „ 4 94 4 189 B. 
dito IV. AA n⁰ν G. Haunoversche B.] aß] 5 4 7 ½ B 
dito g III. v. 31.38% 3½80 B. Hamb. Nordd. B.] 5 6 4 101 B. 
en Minden. 4 1 „, Verains-B.] 6 4 64,14 102% @ 
dito II. Königsberger B. HN 56. 4 100 G. 
dito 4 Luxemburger B.|10 10 4 j100 B 
dito 114 Magdeburger B. 3% 4,514 01% 0 
dito . ? Posener Bank. . 5 5444 ei B. 
dit \ IV. Preuss. Bauk-A.| 4 6414411234 RB 
6008. ——— 1 (* u: Thüringer Bank| 2 = 4 68% etw ba. u. G. 
0 Weimar 
Niederschl. Märk. e a 
dito conv.i4 9 Berl. Hand.-Ges,| 5 ä 9 is 103 bzuG. 
dito 111.04 Coburg. Credb. A. 3 | 8 4 90 
dito IV. Darmstädter „5 6½% 4 82½ mehr bs. 
iederecht. Zweigb.. Dessauer „een |7 mehr oz 
Lin. C... Disc.-Com.-Ant..| 6 | 714 404 ba u. B. 
berachles. AA.. Genfer Credb,A.| 2 3 4 70K b. (l. D) 
ito B.. „ Leipziger „63 3 (4 [70 er 
dito O. u. D Meininger 6 7 4 soi etw ba. 
dito K. Moldauer Lade-. — 2% 31 bz 
dito .. etw. br Oosterr.Oredb.A.| 7% | 815 fab, Gb) 
Jest, Franz. * Schl. Bank-Ver. 6 6 4 99% B 
Oest südl. St.- B.. . 3 281 bz u. B. — 
Rhein. v. St. gar. Minerva. -I 4 N 
Kbein.-Naho-B. gar. br. v. Eiscubbdf. — | — 1 9 % etw. bz. 


Wechsel- Course. 
Amsterdam 250 Fl. .|10T.1141% 0. 2 100 FI. 42 


M. 560. 
o _ dito 2 M. 140% G Leipzig 100 Tulr % T. 90 G. 

Hamburg 300 Mk. 8 T. 151% bz to dito 2 M. %% G, 

ito dito 2 M180 K bz. Frankfurt a. M. 100 F1.|2 M.I56. 22 f. 
London I Lat......:. 3 M. JG. 1814 ba. Petersburg 100 8.-R. . .|3 W. A8 % bz 
Paris 300 Fres. 2 M. 925 bz. dito dito 3 M. G3 % bez, 
Wien 150 Fl. 8. T. 82 , bz. Warschau 90 8.-R. . 8 T. 88 ½% b. 
dito dito 2 M. 81 % bz. Bremen 100 Thlr. . . 48 T. 109% bz. 

n Breslau, 18. Jan. Wind: Oft. Wetter: Froſt, ſehr ſchon. Ther⸗ 
mometer zb 14 Kalte. Die Angebote blieben ſehr mittelmäßig, die 
Kaufsluſt ſehr beſchränkt, Preiſe waren weichend. 


Weizen wurde wenig beachtet, pr. 84 Pfd. weißer 52—67 Sgr., gel⸗ 
ber 52 — 59 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Roggen war 
weichend, das Provinzial⸗Amt fehlt als Käufer, pr. 84 Pfd. 39—41 Sgr., 
feinſter vereinzelt über Notiz bezahlt. — Gerſte ſchwer verkäuflich, pr. 
70 id. weiße 35—37 Sgr., gewöhnliche 30—34 Sgr. — Hafer ſtill, pr. 
50 Pfd. 27 — 29 Sgr. — Erbfen et — Wicken ohne Um⸗ 


ſatz. — Schleſiſche Bohnen ſtill. — Schlaglein vernachlaſſigt. — Oel⸗ 
jaaten matter. — Rapskuchen wenig gefragt, 48—52 Sgr. pr. Ctr. 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 53—62—67 Widde n 45—47— 
Gelber Weizen 52—56—60 Sgr. pr. Sad 81509, Brutto. 80 
ogge n 38 —40—42 Schlag⸗Leinſaat 50—165— 185 
Nee en 30-33-37 Winter⸗Raps 176—186— 196 
yafer ar 26—28—30 Winter⸗Rübſen . 166-176 186 
Erbſen . a 44—48—52 Sommer⸗Rübſen .. 140—148—158 


Kleeſaat fand bei reichlichen Zufuhren Kaufluſt, rothe ordinäre 10 bis 
11 f 5 ür 1 5 l % Pr Ahn Lal 15 55 1 Mi seh Pr Thlr., 
weiße ordinäre 10—12 r., mittle — r., feine —17 
Thlr. bochfeine 18—19 Thlr. pr. Er. 3 AU 

Thymothee fehlt, 6—8 Thlr. pr. Centner. 

Kartoffeln pr. Sack a 8 26—36 Sgr., Meze 11 —1 1 Sgr. 

or de e. 

Rohes Küböl pr. Ctr. loco 10% Thlr. Br., Januar und Frühjahr 
10½ Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco und 5 — 
10% Thlr. Br. pr. Frübjahr 14% Thlr. Br. 


Theater⸗ Repertoire. 

Montag, den 18. Jan. „Oberon, König der Elfen.““ Romantiſche 
Feen⸗Oper in 3 Akten mit Tanz, nach dem Engliſchen des Planchs von Th. 
Hell. Mufit von Carl Maria v. Weber. — Sämmtliche Maſchinerien und 
Dekorations⸗Einrichtungen, ſowie die Beleuchtungs⸗Apparate nach Angabe und 
unter Leitung des Maſchinenmeiſters Hrn. L. Brandt, vom Victoria⸗Theater 
zu Berlin. Neue Dekorationen: Im erſten Alte: 2 gemalt von 
Hrn. Schreiter. „Bagdad“, gemalt von Hrn. Helfferich, dom k. Hoftheater 
zu München. „Garten“, gemalt von Hrn. Schreiter. Im zweiten Akte: 
„Felſenhalle“ und „große Wandeldekoration, gemalt von Hrn. Helfferich. Im 
dritten Akte: „Garten“, Feenhain“ und „Gothiſcher Saal“, ſämmtlich gemalt 
von Hrn. Schreiter. Bie Koſtüme find nach Figurinen von 
Koſtümezeichner des königl. Hoftheaters zu Berlin, neu angefertigt. — 

Krank: Fräul. Klingelböffer. Hr. Alexander Liebe. 

Dinstag, den 9. Jan. 6 e Marquiſe von Villette.“ Original- 
Schauspiel in 5 Akten von Charl. Birch⸗Pleiffer. 

Mittwoch, den 20. 5 Beueſiz für Hru. Prawit, unter gefälliger 
Mitwirkung der Frau ernicke⸗Bridgemän, von der italieniſchen Oper 
in Mailand. „Der Troubadour.“ Oper in 4 Akten, nach dem Italie⸗ 
niſchen des Salvatore Cammerano von Heinrich Proch. Muſik von Verdi. 
(Azucena, Frau Wernicke⸗Bridgem an.) 

Sonnabend, den 30. Jan.: Große Theater⸗Redonte als maskirter 
und unmaskirter Ball, mit Verlooſung von 190 Geſchenken (Haupt⸗ 
Gewinn ein ſilberner Becher mit 10 Stück Dukaten) unter ſpezieller Leitung 


des Hrn. Balletmeiſters Stoige. Billets a 1 Thlr., mit denen das Recht des 


Zutritts zu den Logen des erſten und zweiten Ranges verbunden iſt, find im 
Theater⸗Büreau zu haben. 


— — — —— ̃ — — 
ür das nach Holſtein beſtimmte breußiſche Bundescontingent. 
® Wir erklären uns ſehr nen bereit, den vielfachen Wünſchen zu 2 — 
chen, Beiträge in Geld zur Beſchaffung wollener Strümpfe, fo wie 
in fertigen geeigneten Winter⸗Be leidungsſtücken anzunehmen und für deren 
ſchleunigſten Beſbrderung an das nach Holſtein beſtim mte 0e d i ſche 
Bundescontingent zu forgen. -- Diejenigen Perſonen oder Vereine, welche 
ſich an 1 pariotiſchen Werke petheiligen wollen, bitten wir ergebenſt, 

dies recht bald zu betbätigen: Breslau, 14. Januar 1864, [501 

„W. Grüttner, Kaufmann, Eduard Vetter, Kaufmann, 

ing 41, im goldnen Hund. Junkernſtraße 7. 


— . ꝗ— ——— —j—‚—w———̃—ę:ãꝛ BANDES 
e mit Eiſenband, vollſtändig dicht: 
Skeffel, foie Geis diverfer Größen Au Fälle Mane und di 
Siegmund Landsberger, Reuſcheſtraße 45. 
Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein, 
Druck von Grab, Barth und Comp. (W. Frirecch) in Breslau. 


chmer, 


